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Ziel 

Der Informationsbesuch in Doñana wurde mit dem Ziel durchgeführt, die Petenten der 

Petitionen Nr. 0907/2009, 0051/2013, 0085/2013, 0257/2013 und 0260/2018 vor Ort zu treffen 

sowie mit den regionalen und nationalen Behörden in Dialog zu treten, um ein besseres 

Verständnis der verschiedenen Aspekte der vermeintlichen Verletzung der EU-

Umweltgesetzgebung im Schutzgebiet Doñana in Huelva zu erlangen. 

Der Park Doñana ist das größte Naturschutzgebiet Spaniens. Er umfasst eine große Anzahl 

verschiedener Ökosysteme und beherbergt zahlreiche Arten wildlebender Tiere und Pflanzen. 

In der Vergangenheit war dieses Ökosystem durch die Entwässerung von Sümpfen, den 

Wasserverbrauch für intensive Landwirtschaft und Wasserverunreinigungen permanent 

gefährdet. Der Naturpark Doñana ist Teil des Netzes „Natura 2000“ (ES0000024, ES6150009 

und ES6180005) und fällt somit unter den Schutz der Habitat-Richtlinie 92/43/EWG und der 

Vogelschutzrichtlinie 2009/147/EG. 

In den Petitionen werden Projekte zur Förderung, zur Lagerung und zum Transport von Gas in 

dem Gebiet sowie die illegale Nutzung von Grundwasser für intensive Landwirtschaft beklagt; 

diese Umstände wären mit der EU-Umweltgesetzgebung nicht vereinbar. 

Mittwoch, 19. September 2018 – Sevilla 

Treffen mit den Petenten am 19. September in Sevilla 

 Javier Castroviejo im Namen des „Club de Doñana“, Petition Nr. 0907/2009 

Der „Club de Doñana“ sei eine Vereinigung mit langjähriger (40 Jahre) Erfahrung in der 

Erhaltung von Doñana. Viele seiner Mitglieder seien Wissenschaftler. Der Petent sei Leiter der 

biologischen Station von Doñana gewesen. Der Petent erklärt die Bedeutsamkeit der 

Grundwasserspeicher und der Oberflächengewässer im Sandgebiet von Doñana, das als 

biologischer Korridor vom Gebirge Sierra Morena aus gelte. Er kritisiert die systematische 

Verletzung der europäischen Richtlinien und deren verzögerte Anwendung sowie das Versagen 

der Regierungspolitik im Hinblick auf Prävention und Vorsorge in der Erhaltung von Doñana. 

Laut dem Petenten müssen die ineffiziente Parkverwaltung und die von der Europäischen 

Kommission erbrachten Investitionen in Millionenhöhe überprüft werden. Der Nationalpark 

befinde sich an einem Punkt, an dem es kein Zurück mehr gebe, da er laut den Wissenschaftlern 

durch Folgendes bedroht sei: Verunreinigung durch Schwermetalle aus Huelva, 10–15 Hektar 

intensiver Bodenbewirtschaftung, invasive Arten und übermäßige Nutzung des 

Grundwasserspeichers 27, die zu einem Rückgang der Feuchtgebiete führe. Die Änderungen 

der Grundwassersysteme hätten den Wasserkreislauf verändert, was zu einem Verlust an 

biologischer Vielfalt führe und Arten bedrohe (z. B. Weißkopfruderente, Stör, Kaninchen). Der 

Anbau von Reis, Erdbeeren und Heidelbeeren in den Doñana umgrenzenden Gebieten habe 

negativen Einfluss auf den Nationalpark. 1957 sei eine Verbindung zwischen dem Sumpf und 

dem Fluss Guadalquivir entstanden, die heute aufgrund der errichteten Deiche nicht mehr 

existiere. Daraus ergäben sich große Veränderungen der Vegetation: Die Sumpflandschaft 

verschwinde, stattdessen gebe es immer mehr Grünland. Der Sumpf sei ernsthaft bedroht, und 

sein Erhalt müsse höchste Priorität haben. 
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 Pilar González Modino, im Namen der Asociación Primavera Andaluza, Petition 

Nr. 0257/2013 

Doñana sei Teil der altrömischen Region Baetica der Turdetaner gewesen, dessen Bewohner 

laut Strabon die höchst gebildeten Iberer gewesen seien. Hier habe sich die Zivilisation der 

Tartesser entwickelt, weshalb das Gebiet nicht nur biologisch, sondern auch im Hinblick auf 

Kultur und Zivilisation von Bedeutung sei. Die Petentin beklagt, dass die Lagerung von Gas 

eine Gefährdung des emotionalen Erbes der Andalusier darstelle. Die Gasförderungen, zu 

denen auch das Anbohren von Gaseinschlüssen gehöre, bärgen ein klares Erdbebenrisiko und 

gingen auf kooperative Interessen von Energieunternehmen und nicht auf einen 

Gasversorgungsbedarf der Bürger zurück.  Auch die Menschen seien bedroht. Der im 

vergangenen Jahr in Doñana ausgebrochene Brand unterstreiche das Risiko, das von 

Gasspeicheranlagen ausginge. 

 Antonio Maíllo Cañadas, in Vertretung des Petenten Pedro Jiménez San José, im 

Namen der Vereinigung Izquierda Unida de Huelva, Petition Nr. 0051/2013 

Der Vertreter des Petenten macht geltend, dass die Lagerung von Gas mit dem Nationalpark 

Doñana nicht vereinbar sei. Es handele sich dabei um ein Projekt, das die Grundwasserspeicher 

gefährde und ein hohes Erdbebenrisiko für das Gebiet berge, was zu Unsicherheit führe. Durch 

die legale und illegale übermäßige Nutzung der Grundwasserspeicher im Rahmen dieses 

Projekts werde die Umwelt beeinträchtigt. Er bemängelt, dass das Gasprojekt in vier Projekte 

unterteilt sei, deren kumulative Auswirkungen nicht geprüft worden seien. Für ihn bedeute 

dieses Projekt die Privatisierung und eine spekulative Nutzung des Untergrunds von Doñana. 

Er führt an, dass nicht zugelassen werden dürfe, dass Doñana aufgrund von Verstößen gegen 

Regelungen scheitere, und dass gegen die Verunreinigung der Grundwasserspeicher 

vorgegangen werden müsse. Er hoffe, dass dieser Besuch dazu beitrage, ein gemeinsames 

Vorgehen des Europäischen Parlaments und der Bürger für den Erhalt des Erbes zu bewirken, 

weil dies entscheidend sei. Die Sicherheit der Gasprojekte sei nicht garantiert, und es seien 

keine Untersuchungen vorgenommen worden, durch die eine vollständige Erdbebensicherheit 

nach Gasinjektionen belegt wird. 

 Rafael Gavilán Fernández, in Vertretung des Petenten Aurelio González Peris, im 

Namen der Asociación Mesa de la Ría de Huelva, Petition Nr. 0085/2013 

Der Vertreter des Petenten beklagt, dass die Regionalregierung von Andalusien entschieden 

habe, die Provinz Huelva zum Zentrum der Energieerzeugung aus fossilen Brennstoffen sowie 

der Lagerung fossiler Brennstoffe und der Verteilung dieser Energie zu erklären. Zudem 

bemängelt er die Nutzung von Doñana als eine Erweiterung des petrochemischen 

Industriezentrums (Polo Industrial Petroquímico) von Huelva. Da dieses seine 

Speicherkapazitäten für Gas aufgebraucht habe, sei entschieden worden, den Untergrund von 

Doñana zu nutzen, um diesen Mangel zu beheben. Er kritisiert, dass Repsol seit 1995 bis heute 

ohne Umweltverträglichkeitsstudie unter den Genehmigungen „Poseidón Norte“ und 

„Poseidón Sur“ an der Küste von Doñana tätig sei. Ferner steht er der Tatsache kritisch 

gegenüber, dass Enagás als Betreiber des Gaslagers und der durch Doñana verlaufenden 

Gasnetze zu den drei Unternehmen gehöre, die die Umwandlung von Doñana in ein Gas-

Großprojekt beschlossen hätten. Laut der Vereinigung „Mesa de la Ría“ müssten nicht nur die 

vier Phasen, in die das Projekt von Gas Natural unterteilt worden sei, gemeinsam geprüft, 

sondern auch in Zusammenhang mit den Projekten, die Repsol und Enagás gegenwärtig 
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verwirklichen, betrachtet werden. Die Bedrohung des Nationalparks Doñana durch Gas rühre 

von drei Unternehmen her, daher müssten deren gesamte Aktivitäten im Hinblick darauf 

überprüft werden, welche Auswirkungen sie auf das empfindliche Gleichgewicht der Natur in 

Doñana haben. 

Der Vertreter des Petenten betont das enorme Erdbebenrisiko der Gasinjektion in Doñana, da 

die geologischen Gegebenheiten des Untergrunds wesentlich komplexer seien als bei dem 

bereits bestehenden Projekt „Castor“. Für dieses Projekt mussten mehr als 1,3 Mrd. EUR 

öffentlicher Gelder als Entschädigungszahlungen an das Bauunternehmen der 

Gasinjektionsanlage gezahlt werden. Er beklagt zudem, dass das Unternehmen Gas Natural sein 

Lagerungsprojekt in vier Phasen unterteilt habe, um die Gemeindeverwaltungen zu verwirren 

und die erforderlichen Umweltgenehmigungen zu erhalten. 

Die Industrietätigkeit finde in unmittelbarer Nähe der Bewohner von Huelva statt und setze sie 

Entwicklungsrückständen sowie Gesundheitsrisiken und Umweltbelastungen aus, die diese 

Tätigkeit zur Folge habe. Er fordert, dass diese Situation rückgängig gemacht und verhindert 

werde, dass Doñana zu einer Erweiterung des petrochemischen Industriezentrums („Polo 

Industrial Petroquímico“) von Huelva werde. 

Herr Csáky leitet die Fragestunde ein. Er erklärt, dass sich die Europäische Kommission mit 

einem im Jahr 2014 eingeleiteten Vertragsverletzungsverfahren in Bezug auf die übermäßige 

Nutzung der Grundwasserspeicher zu dem Thema Doñana geäußert habe, und fragt, welche 

weiteren Schritte möglich seien. 

Herr Castroviejo wirft der Europäischen Kommission vor, undurchsichtig vorzugehen und die 

Bürgerschaft nicht über die Verstöße gegen Regelungen vonseiten der Gemeindeverwaltungen 

zu informieren. Er fordert, dass die zugewiesenen EU-Mittel absolut vorrangig für die 

Wiederherstellung der Sümpfe eingesetzt werden. 

Herr Maillo spricht die Gasprojekte an und wirft den Behörden vor, dass sie die Projekte 

aufgeteilt hätten. Außerdem bestünden aufseiten der Gasunternehmen und Politiker 

Interessenkonflikte, sodass die Erdbebenrisiken außer Acht gelassen würden. 

Herr Gavilán Fernández weist darauf hin, dass es sich bei den Gasprojekten nicht nur um 

Projekte von Gas Natural, sondern auch von Repsol und Enagás handele, und dass zu diesen 

keine Umweltprüfung vorliege. Er beklagt, dass sich die Verunreinigung von der 

Steinschüttung von Huelva aus die Küste von Doñana entlang ausbreite. 

Frau Modino fordert den Erhalt des tausendjährigen kulturellen und ethnografischen Erbes: Der 

„Garten der Hesperiden“ und Tartessos befänden sich im Untergrund von Doñana, die 

Archäologie könne dies belegen, unter derart kostbaren archäologischen Überresten dürfe kein 

Gas gelagert werden. 

Herr Kyrkos legt dar, dass Doñana durch die Förderung von Kohlenwasserstoffen bedroht sei, 

und fragt, welche Auswirkungen das Förderverfahren auf die Umwelt habe. Er fragt zudem, 

wie die Gerichte bezüglich der Teilung des Projektes in vier Teilprojekte entschieden hätten, 

welche Position die andalusischen Behörden diesbezüglich einnähmen, und wie das Gas 

gelagert werden solle. 
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Frau Cabezón spricht den Umstand an, dass aufgrund der unterschiedlichen Gebiete, in denen 

die Projekte stattfänden, verschiedene Schutzvorschriften gälten, und weist darauf hin, dass nur 

das Projekt „Marismas Occidental“ laufe. Sie beschwert sich über die Teilung des Projekts und 

die möglichen Erdbebenrisiken durch Gasinjektionen in durch die Förderung entstandene 

Hohlräume. 

Treffen mit Organisationen der Zivilgesellschaft am 19. September in Sevilla 

 Plataforma Salvemos Doñana und Ecologistas en Acción Juan Romero und Abel 

Lacalle 

Herr Romero legt dar, dass seine Organisation die Nutzung des Naturschutzgebiets Doñana und 

dessen Umgebung zur Errichtung einer Erdgasspeicheranlage durch Injektion in den 

Untergrund unter Verwendung des Grundwasserspeichers ablehne. Er beziehe sich damit auf 

das Industrieprojekt „Marismas“ zur Lagerung von Gas und alle entsprechenden Teilprojekte 

des Unternehmens Naturgy (Petroleum Oil & Gas España, S.A., Tochterunternehmen von Gas 

Natural Fenosa). 

Er erklärt, dass das Unternehmen die Genehmigungen geerbt habe und seit 30 Jahren Erdgas 

fördere, dass jedoch das Projekt „Marismas“ seit der Beantragung neuer Genehmigungen im 

Jahr 2012 eine neue Tätigkeit beinhalte, nämlich die Injektion von Erdgas für dessen Lagerung 

im Untergrund. Es sei damit zu einem riesigen Projekt der Gasförderung und -injektion 

geworden, das zum Zwecke einer einfacheren Beantragung und Durchführung in vier 

Teilprojekte unterteilt worden sei. Diese seien nach ihrem jeweiligen Standort in Doñana 

benannt: „Saladillo“, „Marismas Occidental“, „Marismas Oriental“ und „Aznalcázar“. 

Das Teilprojekt „Marismas Occidental“, das sich im Herzen des Kreises Doñana in einem 

Gebiet befinde, das bisher noch nicht in das Schutzgebiet habe aufgenommen werden können, 

sei das einzige, für das alle für die Durchführung erforderlichen Genehmigungen vorlägen, und 

es bedürfe einer Reihe von Arbeiten: 

Die 13 gegenwärtig vorhandenen Bohrungen müssten in eine Gaslagerinfrastruktur 

umgewandelt werden. 

Es müssten 18 weitere Bohrungen angelegt und in Betrieb gesetzt werden, zunächst zur 

Förderung und im Anschluss zur Injektion. 

Es müsse ein 65 Kilometer langes Netz aus verbundenen Gasrohrleitungen geschaffen werden, 

das sich über das Gebiet von Doñana erstreckt. 

Die Plattform „Plataforma Salvemos Doñana“ lehne dies ab, da durch wissenschaftliche 

Berichte von offiziellen Forschungseinrichtungen Risiken herbeigeführter Erdbeben bestätigt 

würden, die zu Katastrophen führen könnten. Die öffentlichen Forschungseinrichtungen 

„Centro Superior de Investigaciones Científicas“ (CSIC) und „Instituto Geológico y Minero de 

España“ (IGME) konnten Erdbebenrisiken nicht hinreichend ausschließen. Berichte von 

Forschern der Universität Huelva belegten das Risiko induzierter Seismizität. Ihrer Ansicht 

nach ist Seismizität in diesem Gebiet eine erwiesene Tatsache. Es gebe ein gescheitertes 

Präzedenzprojekt, Erfahrungen aus einem missglückten ähnlichen Fall, der sich in der Provinz 

Castellón (Spanien) zugetragen habe: das Gasinjektionsprojekt „Proyecto Castor“, das sich 
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durch ein Gewässer gezogen habe und nach einer Erdbebenwelle im Jahr 2013 gestoppt worden 

sei. 

Die Vereinigung „Ecologistas en Acción“ sei ebenfalls dagegen, da es sich bei Doñana um ein 

Schutzgebiet handele, das als Sinnbild für den Naturschutz in Europa stehe. Es handele sich um 

ein Mosaik aus Biotopen und ein Reservoir biologischer Vielfalt mit 4 800 Arten, die 75 % der 

biologischen Vielfalt Europas ausmachten. Das Projekt „Marismas“ und seine vier Teilprojekte 

verstießen gegen spanisches und europäisches Umwelt- und Umweltprüfungsrecht: „Da sich 

die vier Teilprojekte auf denselben Grundwasserspeicher und dasselbe System aus Erdplatten 

und Verwerfungen auswirken, bin ich der Meinung, dass das Erdbebenrisiko, das dieses Projekt 

birgt, ausreichend ist, um die Genehmigung und Durchführung des Projekts in Anwendung des 

Vorsorgeprinzips zu stoppen, so wie es in der Vergangenheit mit anderen Projekten oder 

Problemen mit möglichen negativen Auswirkungen auf den Erhalt von Doñana geschehen ist.“ 

In Doñana gebe es nur einen Grundwasserspeicher, der hauptsächlich betroffen sei: die 

Wasserkörper von La Rocina und Almonte, die Teil des Netzes „Natura 2000“ seien. 

Ecologistas en Acción führt folgende vier Verstöße an: 

1. Programmplanung ohne Strategie im Jahr 2006 (ohne SUP) 

2. Aufteilung der UVP – und der kumulativen Folgen 

3. Keine Analyse der Risiken induzierter Seismizität (angeführte Rechtssache C-50/09 EU 

gegen Irland) 

4. Unterbewertung der Studienlage 

 

 World Wildlife Fund : Felipe Fuentelsaz und Juanjo Carmona 

Nach jahrelanger politischer Untätigkeit gegenüber illegaler Landwirtschaft gehe der 

Grundwasserspeicher, der Doñana Leben verleihe, zur Neige und mit ihm die Lebensräume und 

Arten, die Doñana einzigartig machten. An die vom WWF vorgebrachte Beschwerde schlössen 

sich der andalusische Bürgerbeauftragte, der spanische Bürgerbeauftragte und die biologische 

Station von Doñana (CSIC) an. 

Die Situation sei ausgesprochen beunruhigend, wenn man den Wert dieses Ortes bedenke, dem 

die UNESCO die Titel „Nationalpark“ (1969), „Biosphärenreservat“ (1981) und 

„Weltnaturerbe“ (1994) verliehen habe und der im Übereinkommen von Ramsar über 

Feuchtgebiete zum Feuchtgebiet von internationaler Bedeutung erklärt worden sei (1982). 

Wie der WWF betont, habe sich die Menge des Wassers, das in die Sümpfe gelange, gemäß 

vorhandener öffentlicher Informationen um 80 % gegenüber seiner natürlichen Menge 

verringert, und aufgrund 1 000 illegaler Brunnen sowie 3 000 illegal bewirtschafteter Hektar 

Boden trockne der Grundwasserspeicher, von dem das Fortbestehen von Doñana abhänge, 

weiter aus. Die illegale und nicht nachhaltige Wassernutzung habe gravierenden Einfluss auf 

die Qualität der Natur von Doñana und habe zu einem Verlust an biologischer Vielfalt und zum 

Austrocknen von Lagunen geführt. 

Die wissenschaftlichen Nachweise ließen den Schluss zu, dass sich die Wasserkörper und 

Ökosysteme des Naturgebiets Doñana und seiner Umgebung in einem schlechteren Zustand 

befänden als die aktuellen Planungsunterlagen darlegten, woraus sich Verstöße gegen 

europäische Regelungen wie die Wasserrahmenrichtlinie, die Habitat-Richtlinie und die 
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Vogelschutzrichtlinie ergäben. Hiervon zeugten die Veränderungen in der Vegetation, das 

Austrocknen von Lagunen, das Verschwinden mehrerer Fischarten, der Rückgang einiger 

Vogelarten sowie die zunehmende Eutrophierung und wachsende Zahl invasiver Arten. 

Insbesondere der Erhalt der am stärksten bedrohten Wasservogelarten sei unter anderem durch 

die vom Menschen herbeigeführte Veränderung in den Überschwemmungsfolgen der Sümpfe 

ernsthaft gefährdet. Gemäß europäischen Richtlinien müssten besondere 

Erhaltungsmaßnahmen im Hinblick auf die ökologischen Anforderungen von Lebensräumen 

und Arten umgesetzt werden, um einen günstigen Erhaltungszustand sowie im Falle von 

Vögeln Fortbestand und Fortpflanzung in ihrem Verbreitungsgebiet sicherzustellen. 

Der Zustand der Gewässer und der Erhalt der biologischen Vielfalt in Doñana zeigten insgesamt 

einen negativen Trend. Die Ökosysteme der Gewässer von Doñana seien einerseits Belastungen 

durch globale Veränderungen und andererseits den speziellen Belastungen durch Entnahme und 

Verunreinigung von Grund- und Oberflächenwasser ausgesetzt. Dies habe direkten Einfluss auf 

den gegenwärtigen Zustand von Doñana und führe gleichzeitig dazu, dass die Auswirkungen 

des Klimawandels in dem Gebiet nicht kompensiert werden könnten. 

Die UNESCO habe ihrerseits im Beschluss des Ausschusses Weltnaturerbe zu Doñana von 

2017 darauf hingewiesen, dass sie „mit Besorgnis die Schlussfolgerungen des jährlichen 

Berichts von 2016 des hydrografischen Verbands ‚Confederación Hidrográfica del 

Guadalquivir‘ zur Kenntnis genommen hat, mit denen bestätigt wird, dass der aktuelle Stand 

und die Nutzung der unterirdischen Ressourcen in einem wesentlichen Teil der 

Grundwasserkörper, wenn so beibehalten, den guten Zustand der Grundwasserkörper und der 

von ihnen abhängigen terrestrischen Ökosysteme beeinträchtigen würde [...]“. Schließlich, und 

ebenfalls auf internationaler Ebene, habe die Europäische Kommission (auf Begehren des 

WWF) aufgrund der schlechten Wasserwirtschaft in Doñana, die gegen die 

Wasserrahmenrichtlinie, die Habitat-Richtlinie und die Vogelschutzrichtlinie verstoße, ein 

Vertragsverletzungsverfahren gegen Spanien eingeleitet. 

Aufgrund des schlechten Zustands der Gewässer in Doñana habe sich der WWF gezwungen 

gesehen, 2016 die aktuellsten und vollständigsten Informationen über den Erhaltungszustand 

der Lebensräume und Arten sowie zahlreiche wissenschaftliche Veröffentlichungen zu den 

Ökosystemen und Wasserkörpern in Doñana zusammenzutragen. Gleichzeitig sei im Mai 2016 

ein Experten-Workshop zu Gewässern in Doñana mit mehr als 20 führenden Wissenschaftlern 

und Fachleuten organisiert worden, um diese Informationen zu prüfen und zu ergänzen. Diese 

Experten erklärten einstimmig, dass der Erhaltungszustand von Doñana schlechter sei, als in 

den Planungsdokumenten der spanischen und andalusischen Regierung zu Doñana dargestellt. 

Mit all diesen Informationen sei der Bericht „El Estado del Agua en Doñana. Una Evaluación 

del Estado de las Aguas y los Ecosistemas del Espacio Protegido“ („Der Wasserzustand in 

Doñana: eine Beurteilung des Zustands der Gewässer und Ökosysteme des Schutzgebiets“) 

erstellt worden, eine der vollständigsten und ausführlichsten wissenschaftlichen Analysen, die 

bis dato zum Zustand des Grund- und Oberflächenwassers in Doñana sowie den Auswirkungen 

der Verschlechterung des Wasserzustands auf die Ökosysteme durchgeführt worden seien. Zu 

den markantesten Auswirkungen gehöre der Rückgang der Wasservogelbestände; Wasservögel 

wie die stark gefährdete Marmelente seien von einem Sumpf in gutem Zustand abhängig. Die 

von Dünen umgebenen Lagunen (die meisten davon temporär, einige permanent; sie seien eines 

der natürlichen Elemente, die Doñana so besonders machten) trockneten unaufhaltsam aus. 
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40 % der Libellen- und Wasserjungfernarten, die dort gelebt hätten, seien bereits 

verschwunden. 

Laut Analyse des WWF, die sich auf offizielle Angaben der Regierung stütze, habe der große 

Grundwasserspeicher, der das Feuchtgebiet nähre, seit den 70er-Jahren einen dramatischen 

Rückgang erlitten, was Jahr für Jahr in den Berichten des Wasserwirtschaftsamtes bestätigt 

werde. Derzeit sei die Kontrolle der Wassernutzung in Doñana so dürftig, dass nicht einmal die 

jährlich aus dem Grundwasserspeicher entnommene Gesamtmenge bekannt sei. Die Experten 

seien ihrerseits zu dem Ergebnis gekommen, dass der Grundwasserspeicher von Doñana nach 

Ergreifung energischer Maßnahmen gegen die rechtswidrige und nicht nachhaltige 

Wassernutzung in der Umgebung 30 bis 60 Jahre benötigen würde, um sich vollständig von der 

aktuellen übermäßigen Nutzung zu erholen. 

In Anbetracht des aktuellen Zustands von Doñana seien dringend Maßnahmen zur Umkehr des 

derzeitigen Verschlechterungstrends erforderlich. Zu diesen Maßnahmen zählten: Schließung 

der illegalen Brunnen und Kontrolle der Entnahme von Grundwasser, Verbesserung der 

Bewässerungsverfahren im Umkreis von Doñana, Verringerung der diffusen Verschmutzung, 

Verlagerung der Bohrungen zur Urbanisierung von Matalascañas und Verbesserung der 

Reinigung des Wassers, das nach Doñana gelangt, bei gleichzeitiger Verbesserung der 

Wasserbewirtschaftung und Einbindung der lokalen Bevölkerung, indem aufgezeigt wird, dass 

die Ortschaften von einem guten Zustand der Gewässer in Doñana profitierten. 

Die Grundwässer seien von entscheidender Bedeutung für die Aufrechterhaltung der Sümpfe 

und Feuchtgebiete von Doñana, daher hänge die mittel- und langfristige Wiederherstellung 

dieser Gebiete unter anderem vom guten Zustand des Wasserkörpers ab, der als 

„Grundwasserspeicher 27“ („Acuífero 27“) oder Grundwasserkörper „Almonte-Marismas“ (im 

aktuellen Wasserbewirtschaftungsplan für den Fluss Guadalquivir (Plan Hidrológico del 

Guadalquivir 2015-2021) in fünf Untereinheiten unterteilt) bezeichnet werde. Der WWF 

komme zu dem Schluss, dass sich der Grundwasserspiegel entsprechend den Daten und 

Grafiken des Berichts der Confederación Hidrográfica del Guadalquivir von 2017 seit der 

letzten großen Dürre Mitte der 90er-Jahre nicht erholt habe. Trotz Rekordniederschlägen mit 

einigen außerordentlich feuchten Jahren befänden sich 81,25 % der Bereiche heute in einem 

ähnlichen oder schlechteren Zustand als vor 24 Jahren. Die unkontrollierte, nicht nachhaltige 

und in vielen Fällen rechtswidrige Zunahme der intensiven Bewässerungslandwirtschaft im 

Umkreis des Nationalparks Doñana stelle die größte Bedrohung für die Zukunft dieses 

Weltnaturerbes dar. Seit mehr als einem Jahrzehnt werde die Bewässerungssituation um 

Doñana kontinuierlich überwacht, wozu auch die Durchführung von Feldbesichtigungen und 

Fernerkundungen (mit Satellitenbildern) gehöre, um die Zunahme der bewässerten Flächen 

kontrollieren und melden zu können. In einem Versuch, Ordnung in das Durcheinander der 

Bodenbewirtschaftung rund um Doñana zu bringen, hätten die Regionalregierung von 

Andalusien und die Zentralregierung von Spanien 2014, nach sieben Jahren Arbeit und im 

Einvernehmen mit den Landwirten, den sogenannten „Plan de la Fresa“ („Erdbeerplan“) oder 

„Plan Especial de la Corona Forestal“ („Waldkronensonderplan“, Sonderplan zur Nutzung der 

Bewässerungsgebiete im Norden der „Corona Forestal“ in Doñana) verabschiedet. Trotz der 

Umsetzung des Sonderplans durch die Behörden nähmen die Bewässerungen in dem Gebiet 

weiter zu. Im jüngsten vom WWF erstellten Bericht sei dargelegt, dass im Geltungsbereich des 

Sonderplans zur Nutzung der Bewässerungsgebiete im Norden der „Corona Forestal“ in 

Doñana zwischen 2016 und 2018 365 neu hinzugekommene Hektar intensiv bewässerten 

Landes ermittelt worden seien. Diese kämen zu 1 680 Hektar hinzu, die zwischen 2004 und 
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2015 neu bewirtschaftet worden seien, dem Jahr, in dem der unkontrollierten Zunahme der 

Bewässerungslandwirtschaft im Umkreis von Doñana, zumindest auf dem Papier, ein Ende 

gesetzt worden sei. 

Generell gehe es bei den meisten neuen Bewässerungsflächen um Folienanbau, wobei in den 

vergangenen Jahren hauptsächlich Heidelbeeren angebaut worden seien. 

Diese Zunahme an Anbauflächen sei besorgniserregend, nicht nur aufgrund ihrer 

unmittelbaren, sondern auch aufgrund ihrer mittel‑ und langfristigen Auswirkungen, zumal die 

Regierungen diese weder verhinderten noch Anbauflächen vorläufig schlössen, wenn sie von 

Beauftragten festgestellt oder vom WWF gemeldet würden. Darüber hinaus scheine die aktuelle 

Situation für Betreiber illegaler Anbauflächen rentabel, da die Gewinne, die sie in jedem 

Erntejahr erwirtschafteten, höher seien, als die geringen finanziellen Sanktionen, die ihnen 

auferlegt würden. 

 ASAJA Andalucía: Emilio Vieira; Eduardo Martín: Generalsekretär der ASAJA Sevilla 

ASAJA sei seit 20 Jahren an der Schirmherrschaft und im Rat von Doñana beteiligt; sie 

verträten die Landwirte und seien sehr besorgt über den Zustand des Grundwasserspeichers 

sowie die Situation der Landwirtschaft und Viehzucht. Die Daten des WWF lägen ihnen nicht 

vor, sie räumten jedoch ein, dass es an der nördlichen Spitze des Parks Probleme gebe, da 

Wasserbohrungen erlaubt worden seien. Für diese Situation müsse eine Lösung gefunden 

werden; es müsse Ordnung geschaffen werden zwischen legalen und illegalen Bewässerungen, 

denn illegale Bewässerungen hätten gegenüber legalen einen unlauteren Wettbewerbsvorteil. 

Es gebe mehr legale als illegale Landwirte, und die meisten würden keine missbräuchliche, 

sondern eine nachhaltige und mustergültige Nutzung des Bodens betreiben (siehe die 

Reisanbaufläche von Sevilla). Man dürfe nicht alle Landwirte beschuldigen, es gebe 

Maßnahmen zur Schließung von Brunnen, die Regierung sei hier tätig, wenngleich eventuell 

nicht schnell genug. Die Landwirtschaft sei der Sektor, der die Umgebung des Parks am Leben 

halte, und der Park sei von der lang anhaltenden Dürre betroffen. Wenn man über Wasser 

spreche, spreche man über Landwirtschaft, und in diesem Fall über nachhaltige Landwirtschaft. 

Herr Csáky dankt allen Diskussionsteilnehmern für die Antworten und Erläuterungen und 

betont, dass dieser Dialog sehr hilfreich gewesen sei. Er bedankt sich bei allen für die neuen 

zur Verfügung gestellten Informationen, stellt die Komplexität der Verwaltung des Parks 

Doñana fest und leitet die Fragestunde ein: 

Frau Estarás äußert, dass eine Balance zwischen der Erhaltung des Grundwasserspeichers und 

der landwirtschaftlichen Tätigkeit gefunden werden müsse, und dankt allen 

Diskussionsteilnehmern für ihre Beiträge. 

Frau Cabezón fragt, welchen tatsächlichen Einfluss der Klimawandel auf Doñana habe und wie 

das Problem der illegalen Brunnen angegangen werden könne. Herr Carmona antwortet auf die 

Frage zum Klimawandel und führt aus, dass der Klimawandel tatsächlich Einfluss auf die 

Mündung des Flusses Guadalquivir, also auf das Verschwinden des Strandes von Matalascañas, 

habe, und fordert schnelle Lösungen für Doñana. Herr Fuentelsaz antwortet auf die Frage zu 

den illegalen Brunnen und erklärt, dass die Parkaufsicht unzureichend sei (die Anzahl der 

Aufseher sei von eins auf fünf erhöht worden). Er fordert die Umsetzung von vorläufigen 

Maßnahmen auf den illegal bewässerten Grundstücken und eine vorläufige Versiegelung der 

Brunnen. Er führt aus, dass dies in den Unterlagen bei fehlender Beantragung vorgeschrieben 
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sei, und dass nur Bohrungen geschlossen würden, für die die Landwirte im Austausch 

Oberflächenwasser aus Wasserleitungen erhielten. Außerdem fordert er, dass die illegal 

bewässerten Anbauflächen geschlossen werden. 

Herr Kyrkos äußert, dass in Bezug auf das Thema Erdgas der Verbrauch auf saubere 

Energiequellen umgeleitet werden müsse, und fordert, dass die illegalen Wasserbrunnen 

geschlossen werden und eine nachhaltige Landwirtschaft entwickelt wird. Er erkundigt sich 

nach möglichen Lecks. Herr Lacalle entgegnet daraufhin, dass die durch den Gasdruck 

herbeigeführte Seismizität gefährlich sein könne und dass es tatsächlich darauf ankomme, ob 

die Lagerung von Gas noch immer für die Gasversorgung erforderlich sei. Er gibt an, dass 

Lecks möglich seien und dass es ohne geeignete Filter zu unterirdischen Verschmutzungen 

käme. Er sagt, es gebe Alternativen. Das Vorhaben, Gas zu speichern und nur bei Bedarf zu 

verwenden, sei spekulativ.  Die Speicheranlage sei zu einer Zeit erbaut worden, als noch von 

einem höheren Gasverbrauch ausgegangen wurde (2006), und werde möglicherweise nicht 

mehr benötigt. 

Treffen mit der Regionalregierung von Andalusien am 19. September in Sevilla 

 José Fiscal López, regionaler Minister für Umwelt und Raumordnung 

Bei Doñana handele es sich um ein Naturgebiet, das den Nationalpark Doñana und den 

Naturpark Doñana umfasse, die seit 1999 beide als Naturgebiet Doñana (120 000 Hektar) 

geführt würden. Das Gebiet Doñana verfüge über eine einzigartige biologische Vielfalt und 

beherberge emblematische Arten wie den Pardelluchs und den Spanischen Kaiseradler. Es sei 

zum Schutzgebiet für Vögel (BSG) und zum besonderen Erhaltungsgebiet erklärt worden, sei 

Teil des europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“, sei von der UNESCO zum 

Biosphärenreservat und Weltnaturerbe erklärt worden und habe viele weitere Schutz- und 

Exzellenzsiegel erhalten. 

Für die Regionalregierung von Andalusien habe Doñana im Umweltbereich oberste Priorität; 

dieses Gebiet sei vom Staat verwaltet worden und unterliege seit zehn Jahren der Verwaltung 

der Regionalregierung. Es handele sich um ein Gebiet, das in der Geschichte schon immer durch 

den Menschen bedroht gewesen sei. Heute sei Doñana durch den Klimawandel, das Gasprojekt 

und den Zustand der Grundwasserspeicher bedroht. 

Im Umkreis des Naturgebiets Doñana sei in der Vergangenheit das im Untergrund befindliche 

Erdgas gefördert worden, weshalb es diverse Explorationsstandorte, Bohrungen und 

Gasrohrleitungen gebe, die dem Unternehmen Petroleum Oil & Gas España S.A. der 

Energieunternehmensgruppe Gas Natural Unión Fenosa gehörten. In den vergangenen Jahren 

habe diese Unternehmensgruppe ihre Gasaktivitäten im genannten Umkreis verstärken wollen 

und daher vier neue Projekte („Marismas Occidental“, „Saladillo“, „Marismas Oriental“ und 

„Aznalcázar“) vorgelegt, die sich auf unterschiedliche Gemeinden der Provinzen Huelva und 

Sevilla erstreckten und Änderungen der bestehenden Aktivitäten mit neuen Standorten 

(abgesperrten physischen Gebieten, in denen sich Bohrungen und weitere Infrastrukturen 

befänden), neuen Bohrungen, Gasrohrleitungen, elektrischen Leitungen und Maschinerie sowie 

vor allem einer neuen Tätigkeit der Erdgaslagerung in den bisher genutzten Gastaschen 

vorsähen. 
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Die Umweltprüfung sei für jedes der Projekte einzeln und unabhängig von den anderen 

Projekten vorgenommen worden; der Verwaltungsstatus sei jeweils wie folgt: 

– Für das Projekt Marismas Occidental, das sich auf ein Gebiet außerhalb der Grenzen des 

Naturgebiets Doñana beziehe und sich dennoch auf ein Gebiet von gemeinschaftlichem 

Interesse des Netzes „Natura 2000“ auswirke, lägen eine im Rahmen des Verfahrens zur 

Umweltverträglichkeitsprüfung auf staatlicher Ebene vom Umweltministerium am 

13. September 2010 ausgestellte positive Umweltverträglichkeitserklärung („Declaración de 

Impacto Ambiental“, DIA) und eine vom Umweltministerium der Regionalregierung von 

Andalusien am 15. November 2010 ausgestellte positive AAU („Autorización Ambiental 

Unificada“, einheitliche Umweltgenehmigung) vor. Am 13. September 2015 sei die Gültigkeit 

der AAU des Projekts um zwei weitere Jahre verlängert worden. Am 10. März 2016 habe das 

für Energie zuständige Ministerium, damals MINETUR („Ministerio de Industria, Energía y 

Turismo“, Ministerium für Industrie, Energie und Tourismus), heute MINETAD („Ministerio 

de Energía, Turismo y Agenda Digital“, Ministerium für Energie, Tourismus und Digitale 

Agenda), eine grundlegende Genehmigung für das Projekt erteilt. 

– Für das Projekt Saladillo, das sich auf einen Bereich innerhalb des Naturgebiets Doñana 

beziehe, liege eine im Rahmen des Verfahrens zur Umweltverträglichkeitsprüfung auf 

staatlicher Ebene vom Umweltministerium am 15. Januar 2013 ausgestellte positive 

Umweltverträglichkeitserklärung vor. Für dieses Projekt liege jedoch keine Genehmigung zur 

Umsetzung auf städtebaulich nicht erschließbarem Boden im Naturschutzgebiet vor, wie es im 

Gesetz 2/1989 vorgesehen sei. Eine solche Genehmigung sei zudem nicht mit dem Plan zur 

Nutzung der natürlichen Ressourcen („Plan de Ordenación de los Recursos Naturales“, PORN) 

sowie dem Nutzungs- und Bewirtschaftungsplan („Plan Rector de Usos y Gestión“, PRUG) des 

Naturgebiets Doñana vereinbar. Folglich könne das Projekt nicht umgesetzt werden. 

– Für das Projekt Marismas Oriental, das sich auf einen Bereich innerhalb des Naturgebiets 

Doñana beziehe, liege eine im Rahmen des Verfahrens zur Umweltverträglichkeitsprüfung auf 

staatlicher Ebene vom Umweltministerium am 15. Januar 2013 ausgestellte positive 

Umweltverträglichkeitserklärung vor. Am 8. Januar 2016 habe das Umweltministerium der 

Regionalregierung von Andalusien entschieden, keine AAU für dieses Projekt zu erteilen, da 

eine Genehmigung des Projekts im Naturschutzgebiet nicht möglich sei, wobei berücksichtigt 

worden sei, dass die Stellungnahme des Rates für die Teilhabe am Naturgebiet Doñana zur 

Erteilung einer AAU vom 14. März 2015 negativ ausgefallen sei; dieser Stellungnahme müsse 

das Ministerium gemäß Artikel 21 des Gesetzes 8/1999 zum Naturgebiet Doñana folgen. Daher 

könne das Projekt nicht umgesetzt werden. 

– Für das Projekt Aznalcázar, das sich auf ein Gebiet außerhalb der Grenzen des Naturgebiets 

Doñana beziehe, liege eine im Rahmen des Verfahrens zur Umweltverträglichkeitsprüfung auf 

staatlicher Ebene vom Umweltministerium am 15. Januar 2013 ausgestellte positive 

Umweltverträglichkeitserklärung vor. Am 8. Januar 2016 habe das Umweltministerium der 

Regionalregierung von Andalusien entschieden, eine AAU für dieses Projekt zu erteilen, wobei 

berücksichtigt worden sei, dass die Stellungnahme des Rates für die Teilhabe am Naturgebiet 

Doñana zur Erteilung einer AAU für das Projekt „Marismas Oriental“ vom 14. März 2015 zwar 

negativ ausgefallen sei, zum Projekt „Aznalcázar“ jedoch keine Stellungnahme abgegeben 

worden sei, da es sich nicht auf einen Bereich innerhalb des Naturgebiets Doñana beziehe. 
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Die Regionalregierung von Andalusien habe die Tatsache infrage gestellt, dass eine 

angemessene Prüfung der Synergieeffekte und kumulativen Auswirkungen der vier Projekte 

auf die Umwelt und insbesondere auf die Gebiete des Netzes „Natura 2000“ durchgeführt 

worden sei, vor allem da die geplante neue Tätigkeit die permanente Lagerung von Gas 

umfasse. In den vergangenen Jahren habe die Regionalregierung von Andalusien in diversen 

offenen Informationsverfahren wie dem Pilotprojekt 5081/13/ENVI der Europäischen 

Kommission oder den Beschwerdeverfahren des andalusischen Bürgerbeauftragten 13/1241 

und 16/5654 auf diesen Umstand hingewiesen. 

Die Regionalregierung sei gegen das Gasprojekt innerhalb von Doñana und sehe auch die 

Projekte, die sich auf Bereiche außerhalb des Naturgebiets bezögen, als nicht ideal an; diese 

klare Haltung der Regionalregierung stütze sich auf Studien des CSIC, darunter insbesondere 

die Studie von Dr. Miguel de Las Doblas Lavigne (Forscher des CSIC), der in seinem Bericht 

eindeutig feststelle, dass „die spanischen und portugiesischen Küstengebiete am Golf von Cádiz 

eine aktive Neotektonik mit zahlreichen Anzeichen für wiederkehrende Erdbeben und 

Tsunamis aufweisen“, und betone, dass die Umweltverträglichkeitsstudie für das 

Gasrohrleitungsprojekt eine sorgfältige geophysikalische/tektonische Untersuchung umfassen 

müsse, mit der das Erdbebenrisiko ermittelt werde. Da sich die vier vorgelegten Projekte auf 

denselben Grundwasserspeicher und dasselbe System aus Erdplatten und Verwerfungen 

auswirkten, sei folglich das Erdbebenrisiko, das dieses Projekt berge, ausreichend, um die 

Genehmigung und Durchführung der Projekte in Anwendung des Vorsorgeprinzips zu stoppen, 

bis ein interdisziplinäres Team aus unabhängigen Wissenschaftlern das Projekt in seiner 

Gesamtheit angemessen geprüft habe, so wie es in der Vergangenheit mit anderen Projekten 

oder Problemen mit möglichen negativen Auswirkungen auf den Erhalt von Doñana geschehen 

sei. 

Die Tatsache, dass die von der Gasinjektion ausgehenden Erdbebenrisiken nicht in der 

Umweltverträglichkeitsprüfung enthalten seien, könne bedeuten, dass die Einschätzung des 

Risikos einer Verunreinigung des Grundwasserspeichers außer Acht gelassen worden und 

stattdessen von geologisch stabilen Bedingungen ausgegangen worden sei, was zur 

Unterschätzung des Risikos einer Verunreinigung des Grundwasserspeichers geführt haben 

könne. Der Minister bezieht sich auf den Bericht des CSIC zu durch die unterirdische Lagerung 

von Erdgas in Amposta, bekannt als „Proyecto Castor“, herbeigeführten Vorfällen, deren bei 

der Injektion induzierten seismischen Auswirkungen die Undurchführbarkeit des Projekts und 

den Entzug der Genehmigung durch den Staat bedingt hätten, obwohl dieses Projekt über eine 

positive Umweltverträglichkeitserklärung verfügt habe. 

Das Vorsorgeprinzip sei ein Leitprinzip bei der Analyse jedes Vorhabens, das, wenn auch nur 

potenzielle, Risiken für die Qualität der Natur oder die Umwelt bergen könne. Wenn es sich, 

wie im Fall von Doñana, um eine Naturumgebung von unschätzbarem Wert handele und wenn 

diese potenziellen Risiken die physische Sicherheit von Personen und Gegenständen 

beeinträchtigen könnten, sei der Antrag auf Überprüfung der 

Umweltverträglichkeitserklärungen in jeder Hinsicht sinnvoll; und da für eines der vier Projekte 

(„Marismas Occidental“) bereits eine grundlegende Genehmigung vorliege, gelte dies auch für 

eine Aussetzung der Durchführung dieses Projekts. 

Ein zweites Problem bestehe in Doñana bezüglich des Wassers, das den Wesenskern des Parks 

darstelle. Das Ökosystem, das dem Park seinen Sinn verleihe, sei der von den Jahreszeiten 

abhängende Sumpf, der bei Regen überschwemmt werde. Es sei zu beachten, dass sich der 
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Grundwasserspeicher 27, „Almonte-Marismas“, der Doñana versorge, in der 

Flussgebietseinheit des Guadalquivirs befinde, was bedeute, dass er unter die Zuständigkeit des 

Staates falle. Den jüngsten Daten, die die Confederación Hidrográfica del Guadalquivir im 

Juli 2018 veröffentlicht habe, sei zu entnehmen, dass der Verschlechterung Einhalt geboten 

worden und der Rückgang des Grundwasserspeichers zwar noch schwerwiegend sei, sich aber 

verlangsamt habe. Der Zustand des Grundwasserspeichers habe mit den bewaldeten Flächen 

und der Landwirtschaft im Umkreis des Parks zu tun; diese seien mittlerweile 

verantwortungsbewusst, legal und nachhaltig. Vor zehn Jahren seien sie es nicht gewesen, 

weshalb man den Sonderplan zur Nutzung der Bewässerungsgebiete im Norden der „Corona 

Forestal“ in Doñana umgesetzt habe, um Doñana nicht zu gefährden. Man habe die nachhaltige 

Landwirtschaft aufrechterhalten und Doñana schützen wollen; in dem Plan seien alle 

vorhandenen Interessen an dem Gebiet berücksichtigt. Es seien 400 illegale Wasserbrunnen 

geschlossen worden, und es sei gerichtlich gegen illegale Parzellen und Brunnen in 

Waldgebieten vorgegangen worden. Die Landwirte seien über Leitungen mit 

Oberflächenwasser aus Stauseen in Huelva versorgt worden, um die Bewässerungen zu 

gewährleisten und die Brunnen schließen zu können. 

Mit dem Sonderplan zur Nutzung der Bewässerungsgebiete im Norden der „Corona Forestal“ 

in Doñana aus dem Jahr 2014 würden das Fortbestehen und die Nachhaltigkeit der 

landwirtschaftlichen Bewässerungsfläche gewährleistet, ohne dass die Wasserzufuhr von 

Doñana dadurch beeinträchtigt werde. Im Zuständigkeitsbereich der Autonomen Gemeinschaft 

seien die Regulierungsverfahren mit der Vergabe von Wasserrechten an landwirtschaftlichen 

Flächen, die den festgelegten Kriterien entsprechen, abgeschlossen worden. Es seien 

angemessene Kontrollen zur Sicherstellung ihrer Wirksamkeit umgesetzt worden. Es seien 

226 Prüfberichte zur Überprüfung des tatsächlichen physischen Zustands des Gebiets vor der 

Einleitung von Sanktions- und Gerichts- beziehungsweise Verwaltungsverfahren erstellt 

worden. Zudem habe man die Beantragung zur Einleitung von 80 forstbezogenen 

Sanktionsmaßnahmen aufgrund von Änderungen der Bodennutzung ohne Genehmigung und 

zur Rückgabe des Gebiets in die Wege geleitet, das sich auf eine Gesamtfläche von 302 Hektar 

erstrecke, einschließlich der Verpflichtung zur Einstellung der Wasserentnahmen, aus denen 

sich diese Risiken ergeben hätten. Im Bereich der Confederación Tinto-Odiel-Piedras seien 

41 Entnahmen aufgelöst worden und 254 (294 eingeleitete Schließungsmaßnahmen) in der 

Confederación Hidrográfica del Guadalquivir, also insgesamt 295. 

Die Weiterleitung von 14,99 Kubikhektometern Oberflächenwasser aus den Flüssen Tinto, 

Odiel und Piedras fördere die Bewässerungen, und das Grundstück „Los Mimbrales“ sei in 

öffentliches Eigentum übergegangen, wodurch sich die Bewässerungsfläche im Rahmen des 

Plans um mehr als 216 Hektar verringert habe. 

Der allgemeine Gesundheitszustand des Parks habe sich laut der UNESCO nicht verändert, und 

Populationen bedrohter Arten wie des Pardelluchses (Projekt „LIFE“) und des Spanischen 

Kaiseradlers hätten sich regeneriert. Es müssten auch weiterhin Anstrengungen unternommen 

werden, doch laut Miguel Delibes (ehemaliger Leiter der biologischen Station von Doñana) „ist 

der Park gesund“, und die Delegation werde dies am kommenden Tag feststellen können. Es 

gebe erhebliche Bedrohungen, gegen die weiter vorgegangen werden müsse, damit sie nicht 

unumkehrbar würden, aber für den Minister sei am wichtigsten, dass das Gasprojekt 

gegenwärtig nicht sinnvoll sei. 
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Herr Csáky bedankt sich für die Erläuterungen und stellt die Komplexität der Verwaltung des 

Parks Doñana sowie die gesetzten Prioritäten fest: illegale Brunnen, illegale Landwirtschaft, 

die Injektion von Gas in den Untergrund und die Verunreinigung des Grundwasserspeichers. 

Er weist darauf hin, dass der Staatsregierung beim anstehenden Besuch des Ministeriums für 

den ökologischen Übergang in Madrid Fragen gestellt werden könnten. 

Herr Kyrkos argumentiert, dass die Fehler der Vergangenheit rückgängig gemacht werden 

könnten und dass beim Schließen der illegalen Brunnen mit größerer Sorgfalt vorgegangen 

werden könne. 

Frau Estarás stimmt der Schließung der illegalen Brunnen zu und ist der Ansicht, dass sinnvoll 

und angemessen vorgegangen werde, in Bezug auf das Thema Gas merkt sie jedoch an, dass 

die Umweltverträglichkeitserklärungen zu den Gasprojekten vor zehn Jahren von der 

gegenwärtigen Ministerin für den ökologischen Übergang unterzeichnet und von der damaligen 

Regionalregierung von Andalusien angenommen worden seien, und wenn die Situation 

rückgängig gemacht werden solle, müsse man in Bezug auf das Gerichtsverfahren vorsichtig 

vorgehen, damit es nicht zu gerichtlichen Rückschlägen komme. 

Minister Fiscal López merkt an, dass sich die Zentralregierung der Umweltbeeinträchtigung 

durch das Gasprojekt bewusst sei, aber in Anbetracht einer möglichen künftigen 

Geltendmachung von Ansprüchen durch das Unternehmen (359 Mio. EUR an 

Vermögensansprüchen) Maßnahmen mit größtmöglicher Rechtssicherheit umsetzen wolle. Am 

besten wäre es, die Umweltverträglichkeitserklärungen aufzuheben und eine neue 

Gesamterklärung für alle vier Projekte zu erarbeiten. Die Projekte seien damals genehmigt 

worden, da es sich um eine seit bereits 35 Jahren bestehende Tätigkeit gehandelt habe und 

damals andere Prioritäten und Belange vorgelegen hätten, das Projekt habe sich jetzt aber 

geändert, und statt der Förderung von Gas sei nun die Gasinjektion geplant. Gestützt auf die 

wissenschaftlichen Berichte des CSIC und des IGME wolle die Regionalregierung dies 

rückgängig machen und den Fall schließen und ad acta legen. 

In Bezug auf die illegale Landwirtschaft auf einer Fläche von 3 000 Hektar erklärt er, dass es 

sich dabei zu einem Großteil um Anbauflächen für Eukalyptus handele, wofür 2004 eine 

landwirtschaftliche Gebühr gezahlt worden sei, diese aber für die Forstkultur verwendet worden 

seien und heute Heidelbeer-Saatfelder darstellten. Die Delegation fragt, ob es sich hierbei nun 

um forstwirtschaftliche oder landwirtschaftliche Flächen handele. Dennoch werde die 

Regionalregierung bei der Schließung illegaler Wasserbrunnen die Rechtsvorschriften mit 

größter Sorgfalt anwenden. 

Treffen mit dem andalusischen Bürgerbeauftragten am 19. September in Sevilla 

 Jesús Maeztu Gregorio de Tejada 

Der andalusische Bürgerbeauftragte beginnt seine Darlegungen mit der Erläuterung der Gründe 

für die Einleitung einer Initiativuntersuchung zum Zustand des Naturgebiets Doñana, um im 

Anschluss die durchgeführten Maßnahmen und die aus dieser Untersuchung gezogenen 

Schlussfolgerungen vorzubringen. 

Das Naturgebiet Doñana, das zum UNESCO-Weltnaturerbe ernannt worden und Teil des 

Netzes „Natura 2000“ sei, befinde sich zwischen zwei Kontinenten, stelle einen 
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außergewöhnlichen Durchzugs-, Brut- und Überwinterungsort für Vögel aus Europa und Afrika 

dar und weise eine sehr vielfältige und artenreiche Fauna auf, die im Zusammenspiel mit der 

Flora des Ortes ein einzigartiges Ökosystem ergebe, das als das größte Naturschutzgebiet 

Europas gelte. Dennoch habe dies nicht verhindert, dass im Umfeld von Doñana Tätigkeiten 

durchgeführt beziehungsweise Infrastrukturen geplant würden, die aufgrund der Gefährdung 

des Schutzes und Erhalts dieses einzigartigen Gebiets, die sie darstellen könnten, Gegenstand 

von Warnungen seien. Die Entwicklung des Parks habe ihn veranlasst, diverse Aktionen zum 

Schutz der Grundrechte der Bürger Andalusiens zu unterstützen, darunter des Rechtes auf eine 

lebenswerte und zuträgliche Umwelt. 

Der erste Punkt habe seit vielen Jahren Grund zur Sorge gegeben und beziehe sich auf den 

Zustand des Grundwasserspeichers, der die Feuchtgebiete des Parks nähre und das Kernstück 

des ökologischen Werts des Parks darstelle. 

Der zweite Punkt beziehe sich auf die Initiative eines Gasunternehmens, das bereits seit Jahren 

mehrere Gasvorkommen in dem Schutzgebiet und dessen Umgebung erschließe und die 

Verlegung einer Gasrohrleitung, die diese Förderstätten verbinde, sowie die Errichtung von 

Infrastrukturen geplant habe, die für die Nutzung der vorhandenen Bohrungen als Lagerstätten 

für Gas nach vorheriger Gasinjektion erforderlich seien. 

1. Im Hinblick auf den Zustand des Grundwasserspeichers von Doñana sieht der 

Bürgerbeauftragte ein Problem in der Verteilung der Zuständigkeiten, da die 

letztendliche Verantwortung für die Kontrolle und Aufsicht dieses 

Grundwasserspeichers bei einem Organ (der Confederación Hidrográfica del 

Guadalquivir) liege, dessen Abhängigkeit von der staatlichen Regierung bedinge, dass 

es sich nicht im Zuständigkeitsbereich seiner Institution befinde und die Aufsicht auf 

die Regionalregierung von Andalusien eingeschränkt sei. 

Um diese Schwierigkeit zu überwinden, habe er die bestehenden Mechanismen der 

Zusammenarbeit mit dem Bürgerbeauftragten von Spanien genutzt und ihm seine Sorge 

um den Zustand des Grundwasserspeichers mitgeteilt sowie eine Petition vorgelegt, 

damit dieser seine Befugnisse zur Aufsicht über die Confederación ausübe. Als 

Reaktion auf diese Petition habe der Bürgerbeauftragte von Spanien eine Untersuchung 

eingeleitet. Ergänzend zu dieser Aktion habe sich der Bürgerbeauftragte an die 

Regionalregierung, genauer gesagt an das regionale Umweltministerium, gewandt, 

ausgehend von der Prämisse, dass dieses über Zuständigkeiten für den Schutz des 

Naturgebiets von Doñana verfüge, die das Ministerium dazu verpflichteten, in Bezug 

auf jegliche Situation, die eine Bedrohung für das Fortbestehen dieses Schutzgebietes 

darstellen könne, eine vorausschauende Haltung einzunehmen. In diesem Rahmen habe 

die Intervention eine Entschließung bewirkt, gemäß der das genannte 

Umweltministerium verpflichtet sei, Schritte einzuleiten, mit denen von der 

Confederación Hidrográfica del Guadalquivir verlangt werde, die Maßnahmen zu 

ergreifen, die notwendig seien, um den qualitativen und quantitativen Stand des 

Grundwasserspeichers von Doñana zu schützen. Gleichzeitig sei von dem genannten 

Ministerium gefordert worden, nach Abstimmung mit der Confederación und den 

Gemeindeverwaltungen in der Region Maßnahmen umzusetzen, mit denen die 

Hauptprobleme mit Auswirkungen auf den Grundwasserspeicher gelöst werden 

könnten; bei diesen Hauptproblemen handele es sich um die Risiken, die sich aus der 

übermäßigen Nutzung des Grundwasserspeichers als Folge illegal angelegter Brunnen 
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in landwirtschaftlichen Betrieben, der Überschreitung der genehmigten 

Entnahmegrenzwerte durch Inhaber legaler Brunnen sowie des Anstiegs der Zahl der 

Entnahmen aus dem Grundwasserspeicher für die Wasserversorgung touristischer 

Zentren, die an das Naturgebiet Doñana grenzten, ergäben. 

2. In Bezug auf das Risiko, das sich aus der Umsetzung des Projekts zur Verlegung einer 

Gasrohrleitung und der Lagerung von Gas in Doñana ergebe, ist der Bürgerbeauftragte 

der Ansicht, dass es sich dabei um ein Projekt handele, das einen Großteil der 

andalusischen Bürgerschaft, die Umweltbewegung, verschiedene politische Fraktionen 

und diverse Mitglieder und Institutionen der Wissenschaftsgemeinde zutiefst 

beunruhige. Die im Rahmen des Projekts geplanten Strecken verliefen zu einem 

Großteil durch den Naturpark Doñana, ein anderer Teil verlaufe durch ein an den 

Nationalpark Doñana angrenzendes Gebiet, und die Umsetzung des Projekts finde in 

jedem Fall in einer Umgebung statt, die untrennbar mit diesen Schutzgebieten 

verbunden sei. Der Bürgerbeauftragte ist der Auffassung, dass die Ausführung des 

Gasrohrleitungsprojekts in Doñana gemäß dem Vorsorgeprinzip nicht mit der 

Notwendigkeit, die Erhaltung des Naturgebiets Doñana sicherzustellen, vereinbar sei, 

und fordert daher die endgültige Einstellung des Projekts, was er auf folgende Gründe 

stütze: 

 Erstens sei vor der Erteilung der für die Umsetzung dieses Projekts notwendigen 

Genehmigungen keine gemäß EU-Rechtsvorschriften erforderliche, gemeinsame 

Prüfung der vier Abschnitte des Projekts erfolgt. Im Rahmen einer ganzheitlichen 

Prüfung könne die erforderliche Analyse der kumulativen und synergetischen 

negativen Auswirkungen auf das geschützte Ökosystem des Naturgebiets Doñana, 

die das Projekt mit sich ziehen könne, erfolgen. 

 Zweitens seien in den für die vier einzelnen Abschnitte, in die das Projekt unterteilt 

worden sei, ausgestellten Umweltverträglichkeitserklärungen „die mit der Injektion 

von Gas in den Untergrund einhergehenden Risiken weder ermittelt noch bewertet“ 

worden, wie aus dem Bericht des CSIC hervorgehe. Dennoch stelle die 

Regionalregierung fest, dass „das Verfahren der Gasinjektion zu Erdbeben führen 

kann und seine Beurteilung in die Umweltverträglichkeitserklärung hätte 

aufgenommen werden müssen“. 

 Drittens könne der Standort der Projekte gemäß der Schlussfolgerung des 

Bürgerbeauftragten von Spanien nach Prüfung des vom IGME übermittelten Berichts 

nicht geeignet sein und ermögliche keine angemessene Zerstreuung der bestehenden 

Zweifel bezüglich der Durchführbarkeit der Projekte zur Förderung und Lagerung 

von Gas in Doñana. 

Die Erhaltung eines Naturgebiets dürfe sich nicht ausschließlich auf die Umsetzung von 

Maßnahmen zum Schutz seiner ökologischen Werte stützen, sondern müsse auch die 

Vereinbarkeit der Verteidigung dieser mit dem Schutz des rechtlichen Anspruchs der im 

Umkreis lebenden Personen auf wirtschaftliche und soziale Entwicklung ermöglichen. Daher 

ist er der Auffassung, dass es möglich sei, den Schutz des Grundwasserspeichers von Doñana 

mit der Befriedigung der Bedürfnisse der Landwirte und Viehzüchter, die in diesem Gebiet 

lebten, sowie mit der touristischen und industriellen Entwicklung der Bevölkerung in der 

Umgebung in Einklang zu bringen, illegalen Entnahmen müsse jedoch ein Ende gesetzt werden. 
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In Bezug auf das Projekt zur Verlegung einer Gasrohrleitung und der Lagerung von Gas in 

Doñana ist er der Ansicht, dass keine hinreichenden Gründe vorlägen, die das Tragen der 

Risiken rechtfertigten, die dieses Projekt für den Erhalt eines einzigartigen Ökosystems berge, 

und betont, dass das Vorsorgeprinzip einen der Schwerpunkte der europäischen 

Umweltschutzvorschriften darstelle. Er komme daher zu dem Schluss, dass bei Abwägung der 

Vorteile und Interessen, die mit diesem Projekt angeblich erzielt würden beziehungsweise 

denen damit entsprochen werde, gegen die ökologischen Werte, die das Naturgebiet Doñana 

biete, keinerlei Zweifel daran bestehe, dass sich die Waage zugunsten des gesunden 

Menschenverstandes und einer gebührenden Vorsicht neige. 

Herr Csáky bedankt sich für die Antworten und leitet die Fragestunde ein. Er fragt, ob die 

Analysen des andalusischen Bürgerbeauftragten und des spanischen Bürgerbeauftragten zur 

übermäßigen Nutzung der Grundwasserspeicher und ihre Auffassungen bezüglich der 

Notwendigkeit einer gemeinsamen Prüfung der vier Gasprojekte übereinstimmten. Der 

andalusische Bürgerbeauftragte antwortet, dass sie tatsächlich in Bezug auf den Erhalt des 

Grundwasserspeichers und die Notwendigkeit einer gemeinsamen Prüfung der vier Gasprojekte 

in integrierter Form, die auch eine seismische Bewertung enthalten müsse, der gleichen Ansicht 

seien. 

Herr Kyrkos bedankt sich für die Antworten und die visuelle Darstellung. 

Donnerstag, 20. September 2018 

Besuch des Nationalparks Doñana in Huelva 

Am 20. September besucht die Delegation den Nationalpark Doñana. Begleitet wird sie dabei 

vom Minister für Umwelt und Raumordnung der Regionalregierung von Andalusien, José 

Fiscal López, dem Leiter des National- und Naturparks Doñana, Juan Pedro Castellano, dem 

Ministerialdirigenten für Umweltmanagement und die Verwaltung von Naturschutzgebieten 

der Regionalregierung von Andalusien, Javier Madrid, sowie von Miguel Delibes de Castro, 

ehemaliger Leiter der biologischen Station von Doñana (1988–1996) und aktueller 

Vorsitzender des Rates für die Teilhabe am Naturgebiet Doñana. 

Den Delegationsmitgliedern werden bei ihrem Besuch unterschiedliche Ökosysteme gezeigt: 

Strand/Dünen, Kiefernwald/Matorral, Vera/Retuerta und Sümpfe. Der Besuch umfasst eine 

Besichtigung der Region Montaña del Río und der Gebiete Cangrejo, Travieso und Caño 

Guadiamar sowie Coto del Rey. Der Besuch erfolgt entlang der folgenden Route: 

El Rocío – Coto del Rey (Matorral mit Korkeichenwald) – Caño Guadiamar (Sümpfe) – 

Travieso (Sümpfe) – Cangrejo (Sümpfe) – Cherry (Sümpfe) – Brenes (Sümpfe) – Montaña del 

Río (Kiefernwald und Sümpfe) – Marismillas (Kiefernwald) – Inglesillo (Dünen und Strand 

des Nationalparks) – Cerro de los Ánsares (Düne, Retuerta und Sumpf) – El Puntal (Matorral, 

Vera und Sumpf) – biologische Station (Matorral und Vera) – Los Sotos (Matorral und Vera) – 

Besucherzentrum von La Rocina. 

Der Leiter des Parks, Juan Pedro Castellano, gibt eine Reihe von Erklärungen: 
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Er legt dar, dass im Frühjahr, während der Wallfahrt von El Rocío, eine Million Menschen den 

Nationalpark Doñana passieren und sich an den Wochenenden bis zu 200 000 Personen in dem 

Dorf aufhielten; die Tradition der Wallfahrt sei sehr wichtig, bedeute für die Verwaltung des 

Parks aber viel Arbeit. In Doñana gebe es Pferde- und Kuhzucht, traditionelle Arten der 

Bewirtschaftung. Im Gebiet Coto del Rey, einem Matorral (Buschwald), gebe es Sichtungen 

von Luchsen, es sei jedoch sehr schwierig, diese zu Gesicht zu bekommen. Unter den Kiefern 

wüchsen Mastixsträucher. Das Erscheinungsbild des Gebiets ändere sich je nach Jahreszeit; 

diese Änderungen hingen mit der Entfernung der Vegetation zum Grundwasserspiegel 

zusammen; die aktuelle Jahreszeit sei die trockenste. Der Sumpf werde im Herbst 

überschwemmt und sei dann im Januar und Februar vollständig unter Wasser; im Frühjahr 

werde es grün, und der Sumpf beginne, auszutrocknen, bis er dann im Sommer vollständig 

trocken sei. 

Für die Parkaufsicht seien in Doñana 75 Personen eingesetzt, und insgesamt gebe es mehr als 

120 Mitarbeiter. Der Zutritt zum Park sei für Privatpersonen eingeschränkt, die Besuche seien 

in Konzession an ein Privatunternehmen übergeben worden, das sie verwaltet. 

Die Delegation legt einen Zwischenstopp ein, um sich auf der Karte des Natur- und 

Nationalparks zu verorten, der 120 000 Hektar umfasse. Das lehmige Gebiet sei das Gebiet, das 

im Winter überschwemmt werde; dieser Lehm stamme aus Überflutungen des Flusses. Der 

Sand des sandigen Gebiets stamme aus dem Meer. Die Delegation geht entlang des Flusses 

Guadalquivir Richtung Süden bis Matalascañas. 

Es sei zwischen den verschiedenen Ökosystemen zu unterscheiden: Der Sand sei sehr 

durchlässig, das lehmige Gebiet sehr undurchlässig. Der Sumpf und seine Oberflächengewässer 

seien vom Regen abhängig und nicht vom unterirdischen Wasser der Grundwasserspeicher. Die 

Wassernutzung sei in Doñana reguliert, und die verschiedenen Gebiete hätten jeweils einen 

anderen Schutzstatus (Park, Pufferzone und Übergangsbereich). 

Doñana sei seit den 60er-Jahren geschützt, der Schutz umfasse den Sumpf, der sich 

normalerweise beim Austrocknen in ein gesundheitsschädliches Gebiet mit endemischer 

Malaria verwandelt habe, und der Sand werde nicht zum Anbau von Eukalyptus genutzt. Man 

habe Gebiete zurückgewonnen, die umgewandelt worden seien: Der „galizische Sumpf“, in 

dem angebaut worden sei, sei wiederhergestellt und erneut mit dem Fluss verbunden worden. 

Eukalyptusplantagen seien geschlossen worden. Es gebe im Nationalpark Gebiete, die vom 

Trockenfeldbau umschlossen seien. Im Nationalpark gebe es 30 000 Hektar Sumpf und 

20 000 weitere Hektar Sumpf befänden sich im Naturpark, in dem es Anbauflächen und 

Landwirtschaft gebe. 

Im Rahmen des Projekts „Doñana 2005“ zur Wasserregenerierung komme es zur Enteignung 

von Grundstücken, die dann nicht mehr als Anbauflächen genutzt würden, 

Entwässerungskanäle würden entfernt, und der ursprüngliche Wasserlauf, der „Caño Travieso“, 

werde wieder nachempfunden. Es handele sich hierbei um den Prozess zur Wiederherstellung 

des Grundstücks „Caracoles“. 2012 seien die Bauarbeiten zur Wiederherstellung des Kanals 

„Caño Travieso“ aufgenommen worden, der den gesamten südlichen Sumpf mit Wasser 

versorgt habe, in dem heute viele Enten nisteten. „Caracoles“ sei eine landwirtschaftliche 

Enklave innerhalb des Parks gewesen, in der man sogar habe jagen können. Am Rand des Parks 

befänden sich angebaute Reisfelder (umgewandelter Sumpf), die überschwemmt würden, wenn 

der Park austrockne, und dort nisteten viele Vögel. Die Synergien zwischen den Reisfeldern 
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und dem Park seien bedeutend. In dem Kanal in dem Gebiet „Entremuros“ („zwischen den 

Mauern“) gebe es bedeutsame Kolonien von Wasservögeln, die zum Teil aus Nordeuropa hier 

überwinterten und zum Teil aus Afrika kämen. In „Entremuros“, dem Flussbett des Guadiamar, 

dringe das Wasser aus dem Fluss ein. Man habe die Mauern zum Teil entfernt, um eine 

Verbindung zum Sumpf herzustellen, jedoch mit Vorsicht im Hinblick auf die Wasserqualität. 

Das Wasser komme aus dem „Caño Travieso“, der wiederhergestellt worden sei. Die 

Delegation besichtigt den „Lucio del Cangrejo“. Die Wiederherstellung der Durchflüsse von 

Oberflächengewässern im Sumpf von Doñana habe zwei Interventionen umfasst: eine in Bezug 

auf den „Caño Travieso“ (bereits abgeschlossen) und eine in Bezug auf den Wasserlauf des 

Guadiamar, die nicht abgeschlossen worden sei, da Wissenschaftler davon abgeraten hätten. 

Man habe Interventionen bevorzugt, die die Durchlässigkeit des Flusses mit Schleusen 

ermöglichten. 

Der Sumpf verfüge über kleinste Reliefs, Unebenheiten in der Oberfläche, die der Fauna als 

Refugium dienten, auf der anderen Seite gebe es jedoch auch wasserdurchtränkte Gebiete 

(sogenannte „Lucios“) und die Wasserläufe, über die der Sumpf austrockne oder 

überschwemmt werde. Doñana sei der Park mit der größten biologischen Vielfalt Europas und 

verfüge über 35 verschiedene Lebensräume (gemäß Habitat-Richtlinie); im Nationalpark 

Doñana werde weder Landwirtschaft betrieben, noch gebe es Gasbohrungen oder 

Gasförderanlagen. 

Die Delegation begibt sich anschließend in die biologische Station von Doñana (CSIC), in der 

sie ein Rundtischgespräch mit Wissenschaftlern führt. 

Donnerstag, 20. September 2018: Rundtischgespräch mit Wissenschaftlern in der 

biologischen Station von Doñana (CSIC) 

 Dr. Jordi Figuerola, stellvertretender Forschungsleiter, biologische Station von Doñana 

(CSIC) 

Herr Figuerola legt die Situation von Doñana aus hydrologischer Sicht dar. Er erklärt, dass sich 

die langfristigen Veränderungen anhand des Zustands der Lagunen feststellen ließen, da deren 

Wasserstände von den Grundwasserspiegeln abhingen. Anhand einer historischen Betrachtung 

der Wasserstände lasse sich ein allgemeiner Rückgang der Tiefe der Grundwässer feststellen, 

die vergangenen 20 Jahre seien von einer eindeutigen negativen Tendenz geprägt, was bedeute, 

dass die Lagunen an weniger Tagen im Jahr überschwemmt seien, da die Wasserperioden 

kürzer würden. Die Lagunen („Laguna del Brezo“ und „Charco del Toro“) trockneten aus. Die 

Vegetation kolmatiere den Ort der permanenten Lagunen. In Lagunen wie der von „Santa 

Olalla“ gebe es nur noch bei Regen Wasser, während sie zuvor permanent Wasser aufgewiesen 

hätten. Im Wasserbewirtschaftungsplan für den Guadalquivir (PHG) sei angegeben, dass sich 

die Lagunen von Doñana in einem günstigen Zustand befänden, doch die intensive Nutzung 

des Grundwassers habe an einigen Orten von großer Bedeutung Auswirkungen auf die 

Ökosysteme nach sich gezogen. Als Auswirkungen seien unter anderem die Verringerung des 

für die Süßwasserläufe verfügbaren Wassers, die Veränderung der natürlichen 

Überschwemmungsperiode zahlreicher kleiner Feuchtgebiete und die Änderungen des 

Salzgehalts in einigen Feuchtgebieten zu nennen. Dies habe den Rückgang bestimmter Arten 

wie der der Libellen oder Enten zur Folge. Ein weiteres Problem der Gewässer in Doñana 

beziehe sich auf den Zufluss von Wasser mit Nähr- oder Düngstoffüberschuss: Es gebe einen 

Überschuss an toxischem Wasser und der Sumpf von Doñana befinde sich in einem raschen 
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Eutrophierungsprozess mit einer exponentiellen Zunahme an Phosphor und Stickstoff. Der 

Grundwasserspiegel sei im Sinken begriffen, und die Entnahme von Grundwasser sei nicht 

nachhaltig. Zudem betont er, dass die Grundwasserentnahme zugenommen habe. Die von 

Dünen umgebenen, permanenten Lagunen verschwänden, stattdessen blieben nur temporäre, 

vom Niederschlag abhängende Lagunen. Die wissenschaftlichen Nachweise ließen den Schluss 

zu, dass sich die Wasserkörper und Ökosysteme des Naturgebiets Doñana und seiner 

Umgebung in einem schlechteren Zustand befänden als die Unterlagen des PHG darlegten. 

Hiervon zeugten die Veränderungen in der Vegetation, das Austrocknen von Lagunen, das 

Verschwinden mehrerer Fisch- und Libellenarten, der Rückgang einiger Vogelarten sowie die 

zunehmende Eutrophierung und wachsende Zahl invasiver Arten. 

 Dr. Carlos Mediavilla und Santiago Martin Alfageme, Instituto Geológico y Minero de 

España (IGME, geologisch-bergbauliches Institut von Spanien) 

Für die Gasprojekte im Umkreis von Doñana liege eine Umweltverträglichkeitserklärung vor, 

und diese Projekte stünden heute unter dem Druck der öffentlichen Meinung. 

Das Grundwasserspeichersystem 27 sei Teil des Wassersystems des Guadalquivirs, und es sei 

unbestreitbar, dass der Wasserstand des Grundwasserspeichers, also der Grundwässer, sinke. 

Die Regierung müsse eingreifen und Schutzmaßnahmen umsetzen, um den 

Grundwasserspeicher zu erhalten; das wahre Problem von Doñana seien die illegal bewässerten 

Flächen. Die intensive Entnahme von Grundwasser für die Bewässerung zusammen mit der 

Tatsache, dass diese an bestimmten Orten konzentriert stattfinde, habe bedeutende 

Auswirkungen in Form eines Rückgangs des Grundwasserspiegels, einer Verringerung der 

natürlichen Anreicherung und deren Substitution mit einer künstlichen 

Grundwasseranreicherung sowie einer örtlichen Umkehr des hydraulischen Gefälles und der 

Fließrichtung des Grundwassers, die eine Versalzung begünstige. 

 Francisco Manuel Alonso Chaves und Antonio Rodríguez Ramírez, Universität Huelva 

Doñana sei Teil der südlichen seismologischen Gebiete der Iberischen Halbinsel. Die aktuellen 

geomorphologischen Gegebenheiten in Doñana seien von einer Tektonik mit SW-NO- und 

NW-SO-Verwerfungen geprägt. Die Orographie des Gebiets Condado de Huelva sei bedingt 

durch zahlreiche durch das Flussnetz gekennzeichnete, tektonische Lineationen. Diese 

Lineationen entsprächen Verwerfungen, die vom Grundgebirge bis zur Erdoberfläche reichten 

und Quartärformationen querten. Diese Feststellungen zeigten, dass in der Region tatsächlich 

tektonische Aktivität vorhanden sei. Die eigenen Karten des IGME zeigten die Existenz von 

Verwerfungen in dem Gebiet der Gasaktivitäten. Die tektonische Aktivität sei sogar in den 

holozänen Formationen (der vergangenen 10 000 Jahre) erkennbar. Die Delegation fragt, 

welche Auswirkungen das Gasprojekt auf den Grundwasserspeicher und die Grundwässer 

haben könne. Der Grundwasserspeicher sei sehr anfällig und sehr wertvoll: Der Lehm, der den 

Grundwasserspeicher von Doñana von den Gasformationen trenne, weise eine geringe 

Durchlässigkeit auf und ermögliche einen gewissen Durchfluss. Das Vorhandensein von 

Verwerfungen und anderen Diskontinuitäten im Boden begünstige den hydrologischen 

Austausch, womit die Gefahr der Verunreinigung einhergehe. Das Gebiet der Gasaktivitäten 

befinde sich in sehr empfindlichen Bereichen mit Auswirkungen auf temporäre Lagunen und 

Bäche („La Rocina“, „El Partido“ und „Cañada Mayor“), die für die Wasserzufuhr und -

weitergabe in Doñana von großer Bedeutung seien. Dieses hydrodynamische System, 

insbesondere das in der Nähe des Auslassgebiets des Grundwasserspeichers, sei überaus 



 

CR\1180392DE.docx 21/39 PE632.130v03-00 

 DE 

anfällig, und genau dort fänden die Gasaktivitäten statt. Die Gasvorkommen seien seit fünf 

Millionen Jahren verschlossen, man könne Druckgas einbringen, aber im Falle eines 

Überdrucks entstünden Brüche; man denke hier nur an das Erdbeben in Lissabon im Jahr 1765 

und die 13 Tsunami-Ereignisse der vergangenen 10 000 Jahre. Es müssten Frühwarnprojekte 

umgesetzt werden und weiterreichende Erkenntnisse vorliegen. 

Ein weiteres Problem in Bezug auf den Grundwasserspeicher bestehe hinsichtlich seiner 

übermäßigen Nutzung und Verunreinigung durch die Landwirtschaft; der Rückgang des 

Grundwasserspiegels habe zur Folge, dass natürliche Wasserauftriebe, sogenannte „Ojos“, 

verschwänden, die im Sommer von großer Bedeutung seien, da sie in der Trockenzeit Wasser 

lieferten. Diese „Ojos“ seien zu 99 % verschwunden, und auch die artesischen Brunnen seien 

nicht mehr vorhanden. Der Grundwasserspeicher werde von abfließendem Oberflächenwasser 

genährt und gegenwärtig lieferten die Bäche von Huelva kein Wasser für die feuchten 

Ökosysteme von Doñana. Dies habe das Verschwinden der Lagunen zur Folge. Derzeit stelle 

das Wassereinzugsgebiet des Condado de Huelva die einzige Oberflächenwasserzufuhr für 

Doñana dar, und diese sei durch den Rückgang des Wasserspiegels des Grundwasserspeichers 

stark gefährdet. Aufgrund einer schlechten Bewirtschaftung der Wassereinzugsgebiete gebe es 

eine starke Kolmation des Sumpfes. Die Wiederherstellung des Bachs „Arroyo de la Cigüeña“ 

als Wasserlieferant für Doñana (im Plan „Doñana 2005“ vorgesehen) wäre für die 

Wasserzufuhr zum Park wichtig gewesen, denn seine Verbindung zum Wasserlauf des 

Guadiamars im Nationalpark Doñana spiele eine entscheidende Rolle in der 

Oberflächenwasserzufuhr zum nördlichen Sumpf „Marisma Norte“, insbesondere in Zeiten 

geringen Niederschlags. Der Bergbau habe eine Kontamination mit Schwermetallen und 

außerdem den Bruch des Weiherdamms im Jahr 1998 verursacht. Seine Wiederaufnahme 

würde eine erneute ernsthafte Bedrohung darstellen. 

Abschließend sei festzuhalten, dass die zahlreichen Belastungen, unter denen Doñana leide, 

berücksichtigt und entsprechende Maßnahmen gegen das ineffektive Handeln der jeweiligen 

Regierungen ergriffen werden müssten. Europa könne es sich nicht leisten, dieses Natur- und 

Kulturerbe zu verlieren. 

 Prof. Dr. Cesar Ranero und Dr. Arantza Ugalde, Consejo Superior de Investigaciones 

Científicas, Oberster Rat für wissenschaftliche Forschung – CSIC 

Herr Ranero und Frau Ugalde legen zunächst ihre fachlichen Referenzen und ihre Erfahrung in 

der Untersuchung von seismischer Aktivität dar (wie etwa im Projekt „Castor“ für den 

Gasspeicher in Tarragona).  Anhand des amtlichen seismischen Katalogs des geografischen 

Instituts von Spanien (IGN) erläutern sie dann im Kontext von Andalusien, dass das 

Wassereinzugsgebiet des Guadalquivirs durch eine geringe seismische Aktivität 

gekennzeichnet sei. Auf der amtlichen Erdbebengefährdungskarte (IGN, 2012) sei dem 

Wassereinzugsgebiet des Guadalquivirs in der Nähe des Projekts „Marismas“ für die 

Spitzenbodenbeschleunigung ein Wert von ~ 0,1 zugewiesen. Die maximale 

Spitzenbodenbeschleunigung (~ 0,24) liege in Granada vor. Während der letzten 30 Jahre der 

Gasförderungstätigkeiten (einschließlich der fünf Jahre, in denen Injektionstests stattgefunden 

hätten) sei im Gebiet „Marismas“ niemals eine seismische Aktivität mit einer Stärke von mehr 

als 2,9 beobachtet worden. Im Zeitraum des Betriebs eines lokalen Überwachungsnetzes (vom 

31. Oktober 2016 bis zum 17. September 2017), das auch Injektionstests beinhaltete, sei in 

einer Entfernung von weniger als 25 Kilometern zum Netz kein Erdbeben verzeichnet worden. 

Bei seismischen Untersuchungen sei festgestellt worden, dass ein induziertes seismisches 
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Ereignis eine maximale Stärke von 3,5 hätte, sodass die seismische Gefährdung durch 

natürliche Seismizität der Region nicht erhöht würde. Die großen tektonischen Verwerfungen 

in der Region seien in den letzten 6 bis 7 Millionen Jahren inaktiv gewesen. Soledad Cabezón 

eröffnet die Fragestunde, stellt den Unterschied in den Sichtweisen der letzten beiden 

Diskussionsteilnehmer im Hinblick auf das Erdbebenrisiko heraus und erläutert, dass das IGME 

im Jahr 2010 das Erdbebenrisiko in dem Gebiet bewertet habe, sich aber die Frage stelle, ob 

die Situation 2017, als die Genehmigung erteilt worden sei, noch dieselbe gewesen sei. Sie 

betont, dass Wasser Zukunft, Leben und wirtschaftlichen Fortschritt bedeute, und dass die 

Regierungen bestrebt seien, den Park zu erhalten sowie dessen Nutzungen in Einklang zu 

bringen. Als Reaktion auf die Bedrohungen seien positive Maßnahmen ergriffen worden, so 

zum Beispiel die Enteignung des Grundstücks „Los Mimbrales“ oder die Umsetzung des Plans 

zur Nutzung der nördlichen „Corona“. Es werde gegen die Bedrohungen vorgegangen. Die 

menschlichen Aktivitäten im Naturpark seien auf einen nachhaltigeren Weg gebracht worden. 

Florent Marcellesi spricht die Wasserprobleme in Doñana und das Erdbebenrisiko des 

Gasprojekts aufgrund induzierter Seismizität an. 

Die Wissenschaftler antworten, dass es bei dem Projekt „Proyecto Castor“ anders gewesen sei, 

Seismizität sei hier aufgrund eines Bruchs in einer Verwerfung und nicht aufgrund induzierter 

Seismizität entstanden. Die Verwerfung habe sich bewegt und damit die Druckbedingungen für 

die Gasinjektion verändert; heute sei das Vorkommen versiegelt. 

Wenn die Bedingungen für den Druckpegel der Gasinjektion erfüllt würden, gebe es keine 

Erdbebenproblematik, man habe aus dem „Proyecto Castor“ gelernt. 

Donnerstag, 20. September 2018: Besuch der Gasanlagen Pozo Saladillo y de la Base 

Marismas in Almonte (Huelva) mit Vertretern des Unternehmens Gas Natural Fenosa 

Naturgy 

 Javier Garcia (Leitender Geschäftsführer von Naturgy), Francisco Velasco Heredero 

(Projektleiter) und Santiago Ledesma Mateo (Techniker) 

Seit mehr als 30 Jahren werde in der unmittelbaren Umgebung des Naturparks Doñana unter 

Sicherheitsbedingungen und ohne Zwischenfälle Erdgas gefördert. Oberstes Ziel des 

Unternehmens sei es, die Infrastrukturen anzupassen, um einen höheren Grad an Sicherheit und 

Nachhaltigkeit zu erreichen. Zweitens wolle man die Infrastrukturen erneuern und ausbauen, 

um das restliche Gas zu fördern, und sie im Anschluss als Speicheranlagen zu nutzen. Die 

Aktivitäten seien in vier Teilprojekte unterteilt: „Aznalcázar“, „Marismas Oriental“, „Marismas 

Occidental“ und „Saladillo“.  

• Die meisten Brunnen bestünden bereits und neue Bohrungen würden ausschließlich von den 

vorhandenen Standorten aus durchgeführt. 

• Es würden möglichst vorhandene Gasrohrleitungen genutzt, und bei mehr als 60 % der 

Rohrverlegung handele es sich um eine Erneuerung bereits vorhandener Rohrleitungen. 
 

• Die zur Anbindung der Bohrungsstandorte über eine Strecke von 20 km neu zu verlegenden 

Gasrohrleitungen befänden sich außerhalb des Nationalparks und verliefen über nicht 

asphaltierte Wege, Brandschneisen und Straßen. Es gebe alternative Rohrleitungsstrecken, bei 
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denen Naturräume von besonderem Interesse vermieden würden; in keinem Fall führten die 

Strecken entlang von Tierwanderungswegen, Nistplätzen oder Überwinterungsgebieten. 

• Die Arbeiten würden nicht in Zeiträumen durchgeführt, in denen die Mehrheit der 

empfindlichen Arten am aktivsten sei. Es werde einer Route gefolgt, die für die geringsten 

Umweltbelastungen sorge, und es würden zahlreiche Maßnahmen zur Minimierung der 

Auswirkungen auf Fauna und Flora umgesetzt: Wiederaufforstung (11 Hektar) und 

Wiederherstellung des Lebensraums des Luchses (Aussetzung von Kaninchen usw.). 

• Es würden vorhandene Gasfelder als unterirdischer Speicher genutzt, es würden also keine 

neuen Lager errichtet. Die Gasspeicher befänden sich in einer Tiefe von 1 000 Meter, die 

Mächtigkeit betrage 800 Meter (undurchlässig). Die Gasspeicher seien durch Lehm vom 

Grundwasserspeicher getrennt. Es gebe ein Überwachungsnetz für Gasaustritte, mit dem 

jedwede Auswirkung auf Grundwässer festgestellt werde, sowie eine vollständige Trennung 

zwischen dem Grundwasserspeicher und den Förderrohren durch eine Reihe von Barrieren. 

Aus der Umweltverträglichkeitsprüfung gehe die Vereinbarkeit der Auswirkungen mit dem 

Netz „Natura 2000“ hervor, diese werde dort explizit geäußert. Das Unternehmen verfüge über 

einen Umweltsicherheitsplan, der für die gesamte Dauer des Projekts gelte und alle Präventiv- 

und Abhilfemaßnahmen umfasse. In den 30 Jahren, in denen nun bereits Gas in dem Gebiet 

gefördert werde, habe es keinerlei Auswirkungen gegeben: 

• Die Eignung des Gasspeichers für die Lagerung sei durch die Tatsache belegt, dass dort bereits 

seit 6 Millionen Jahren Gas lagere. Darüber hinaus sei die Eignung für die Lagerung von Gas 

durch die seit 2005 von internationalen Fachleuten vorgenommenen und analysierten 

Injektionstests bestätigt worden. Die Wirksamkeit sei durch die natürliche geologische Struktur 

gewährleistet. Das Unternehmen habe höchsten Wert darauf gelegt, dass es keine 

Auswirkungen auf den Grundwasserspeicher „Marismas-Almonte“ gebe, und mehrere Studien 

zur Bewertung der geologischen, hydrologischen, seismischen, geotechnischen und 

hydrogeologischen Gegebenheiten durchgeführt. Zudem seien in zahlreichen Berichten die 

verschiedenen Risikoarten, darunter auch das Erdbebenrisiko, analysiert worden. Das Projekt 

beziehe sich auf eines der Gebiete Andalusiens, in denen die seismische Aktivität am geringsten 

sei. Das Risiko einer induzierten Seismizität liege unterhalb der aktuellen Schwellenwerte 

natürlicher Seismizität, daher entstehe keinerlei zusätzliches Risiko. Die Anlagen seien darauf 

ausgerichtet, wobei Wiederkehrzeiten von 5 000 Jahren zugrunde gelegt würden. Es seien ein 

Netz zur Überwachung der Seismizität sowie ein Protokoll mit Ampelsystem unter der Aufsicht 

des für die Überwachung der Seismizität in Spanien zuständigen Instituto Geográfico Nacional 

eingeführt worden, und man habe das Risiko einer möglichen Auswirkung durch Tsunamis 

vom Golf von Cádiz ausschließen können. 

Diese Gasspeicheranlagen würden das spanische Gassystem ergänzen, indem die spanischen 

Gasreserven erhöht würden und 10 % des Gasbedarfs von Andalusien gedeckt werden könnten. 

Das Projekt „Marismas“ ergänze die nationale Lagerung und sei Teil der nationalen Planung 

für den Gas- und Stromsektor. Der unterirdische Gaslagerspeicher sei der einzig verfügbare im 

Süden von Spanien, wo sich ein wichtiger Zugangspunkt für aus Algerien importiertes Gas 

befinde. 

Das Umweltministerium habe mehrmals bekräftigt, dass das Verfahren zur Umweltprüfung 

korrekt gewesen sei. Die Europäische Kommission sehe keinen Verstoß gegen europäische 

Rechtsvorschriften. Die Arbeiten seien gemäß den Leitlinien des Umweltministeriums nach 
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ihren Umweltmerkmalen in vier Projekte unterteilt und gleichzeitig vorgelegt worden. Sie 

würden sowohl von regionalen als auch von nationalen Stellen überwacht. Darüber hinaus habe 

die Umweltverträglichkeitsprüfung eine Bewertung der Auswirkungen auf das Netz 

„Natura 2000“ und der kumulativen Synergieeffekte enthalten. Es sei zudem eine angemessene 

seismische Bewertung enthalten gewesen. In den 30 Jahren, in denen der Betrieb bereits laufe, 

sei keine Seismizität aufgezeichnet worden. Im Gegensatz dazu sei die induzierte Seismizität 

im Rahmen des „Proyecto Castor“ unverzüglich nach Aufnahme des Gasbetriebs aufgetreten. 

Zusammenfassend bedeute dies: 

• Es werde keine Lagerstätte für Gas gebaut. Die Erdgasspeicher, die sich vor 6 Millionen 

Jahren gebildet hätten, würden zur geologischen Lagerung von Gas wiederverwendet, nachdem 

das eigentliche Gas entnommen worden sei. 

• Die Projekte beinhalteten keine neue Aktivität in dem Gebiet; im Umkreis des Naturgebiets 

Doñana werde seit mehr als 30 Jahren unter Sicherheitsbedingungen und ohne Zwischenfälle 

Gas gefördert. 

• Zwei Drittel der für das Projekt erforderlichen Infrastruktur seien bereits vorhanden. 

• Die Verfahren zur Umweltprüfung seien umfassend gewesen, und es seien von keinen 

Behörden oder Fachagenturen signifikante Auswirkungen festgestellt worden. 

• Die Umweltverträglichkeitsprüfung habe ergeben, dass es durch die vier Projekte weder 

kumulative Auswirkungen noch Synergieeffekte gebe. 

• Die Europäische Kommission habe die Umweltprüfung analysiert und keinerlei Verstöße 

gegen europäische Richtlinien festgestellt (Pilotprojekt 5081/13/ENVI). 

• Es gebe durch das Projekt keine Störungen geologischer Formationen und keine 

Auswirkungen auf Grundwasserspeicher. 

• Es bestehe kein Risiko natürlicher oder induzierter Seismizität im Zusammenhang mit dem 

Projekt, wie mehrere Fachleute zeigten; es habe während des mehr als 30-jährigen Gasbetriebs 

keinerlei seismische Aktivität gegeben. (Die von „Dr. Miguel de Las Doblas Lavigne“ 

durchgeführte Studie, die fälschlicherweise dem CSIC zugeschrieben wurde, sollte nicht als 

offizieller CSIC-Bericht berücksichtigt werden, da der Präsident des CSIC die Urheberschaft 

dieser Einrichtung bestreitet und angibt, dass diese Einzelperson allein dafür verantwortlich 

sei.)  

• Das Projekt habe keinerlei hydrologische Auswirkungen und beeinträchtige nicht den 

Grundwasserspeicher. 

Florent Marcellesi fragt, ob der Standort des Projekts unterhalb von Doñana geeignet sei. Herrn 

Marcellesi wird erläutert, dass das gesamte Gasspeicherprojekt „Marismas“ außerhalb des 

Nationalparks Doñana ausgeführt werde und dass das Unternehmen den Standort nicht 

willkürlich ausgewählt habe; er sei ausgewählt worden, weil es sich um natürliche 

Gaslagerstätten handele (gebildet vor 6 Millionen Jahren). In Südspanien sei nur hier eine 

Gasspeicheranlage realisierbar, die zudem zur Speicherung von Erdgas aus Algerien strategisch 

günstig gelegen sei. Er fragt nach den Ausgleichszahlungen an das Unternehmen in dem Fall, 
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dass das Projekt stillgelegt oder nicht durchgeführt werde, und die Vertreter des Unternehmens 

antworten, dass die Direktinvestition in das Projekt während der Bauphase 200 Mio. EUR 

betrage und in dieser Phase bis zu 400 Personen als direkte und indirekte Mitarbeiter 

unmittelbar involviert seien. Die Betriebs- und Unterhaltungskosten beliefen sich auf rund 

3 Mio. EUR pro Jahr. Herr Marcellesi fasst zusammen, dass die Summe, die das Unternehmen 

im Falle einer Einstellung des Projekts möglicherweise verliere, insgesamt 350 Mio. EUR 

betrage, sofern der Gewinnausfall berücksichtigt werde. 

Donnerstag, 20. September 2018: Treffen mit Landwirten auf dem Grundstück „Los 

Mimbrales“  

 Eugenio Zambrano und José Joaquín Aguirre (Grundstück „Los Mimbrales“) (Dieses 

Treffen konnte aufgrund der fortgeschrittenen Zeit und Dunkelheit nicht stattfinden; die 

Diskussionsteilnehmer haben ihren Beitrag schriftlich zugesandt.) 

Die Petenten geben an, dass sie die einzigen Erzeuger in dieser Region seien, die sich über die 

von illegalen Landwirten in mehr als 20 Jahren begangenen Vergehen beschwert hätten. Ihr 

Unternehmen sei aus steuerlicher Sicht sowie im Hinblick auf Arbeitskräfte, nachhaltige 

landwirtschaftliche Methoden und die Nutzung von Wasser für die Bewässerung vollkommen 

legal. Sie zeigen der Delegation auf, was in dieser Region geschehe: Bestimmte Anbauer von 

Beeren raubten das Wasser von Doñana, es dürften aber nicht alle Landwirte über einen Kamm 

geschert werden. Sie beschwerten sich seit 2005 über diese Situation. 2012 hätten sie 

Beschwerde beim Umweltbeauftragten der Staatsanwaltschaft von Huelva eingelegt, jedoch 

hätten sie sich aufgrund des Drucks durch die Gemeindeverwaltung gezwungen gesehen, die 

Beschwerde zurückzuziehen, und seitdem müssten sie die Konsequenzen tragen. 

Die Petenten geben an, dass der gemäß dem „Plan Almonte-Marismas“ eingesetzte Ausschuss 

eine Landwirtschaft mit geringer Dichte, nachhaltigen Tourismus und die Vermeidung eines 

Drucks auf die Bevölkerung im Umkreis dieses äußerst empfindlichen Gebiets empfohlen habe, 

doch leider seien diese Empfehlungen von allen außer Acht gelassen worden. Mittlerweile 

müsse die Menge der Wasserentnahme aus dem Grundwasserspeicher bei etwa 125 hm3 liegen, 

es könne von einer übermäßigen Nutzung des Grundwasserspeichers gesprochen werden, und 

niemand unternehme etwas dagegen. 

Sie führen an, dass es folgende Arten von Landwirten gebe: 

 Die vollkommen legalen Landwirte, die sich an das Wassergesetz von 1985 halten, über 

ein ausreichendes Wasservolumen für die Bewässerung verfügten und seit 1968 

eingetragene Inhaber ihrer Wasserrechte seien. 

 Die zum Teil legalen Landwirte, bei denen es sich um „Bewässerungsgemeinschaften“ 

und demzufolge um die große Mehrheit der Landwirte handele; dies seien 

Körperschaften des „öffentlichen Rechts“ mit großer Verantwortung. Die 

Confederación Hidrográfica del Guadalquivir (CHG) weise ihnen ein bestimmtes 

Wasservolumen pro zu bewässerndem Hektar zu, es werde jedoch davon ausgegangen, 

dass sie das Doppelte der Wassermenge entnähmen, die ihnen gemäß der ihnen erteilten 

Genehmigung zugewiesen sei. Die Behörde sei sich dieser Situation bewusst, wolle das 

Problem aber nicht angehen. 
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 Dann gebe es noch die, die über keinerlei Bewässerungsrechte verfügten und 

kommunale Ländereien ohne Bewässerungsrecht gepachtet hätten, aber einen Brunnen 

zur Bewässerung grüben. Alle wüssten Bescheid: die Gemeinde, die CHG, die 

Regionalregierung von Andalusien; so passiere es zum Beispiel in Lucena oder 

Matalagrana. 

 Und schließlich die gänzlich illegalen Landwirte, die den (im andalusischen 

Waldregister erfassten) Wald rodeten, Brunnen grüben und landwirtschaftlichen Anbau 

betrieben. 

Dieses Problem könne den Petenten zufolge wie folgt gelöst werden: durch Anwendung der 

Rechtsvorschriften und Durchsetzung der Rechtmäßigkeit. Durch die Ausführung von 

Prüfungen zur Kontrolle der Brunnen mit einer ganz einfachen Vorgehensweise: Jeder Brunnen 

für die Bewässerung von Beeren sei an das Stromnetz angeschlossen, und demnach könne über 

den Stromverbrauch die Leistung jeder Pumpe errechnet und so die Menge an aus den einzelnen 

Brunnen entnommenem Wasser festgestellt werden. Wenn die vorgeschlagenen Maßnahmen 

gleichzeitig umgesetzt würden, würde ein noch wirksameres Ergebnis erzielt. 

 Antonio Ramos – Ecologistas en Acción 

(Dieses Treffen konnte aufgrund der fortgeschrittenen Zeit und Dunkelheit nicht 

stattfinden; der Diskussionsteilnehmer hat seinen Beitrag schriftlich zugesandt.) 

Der Vertreter von Ecologistas en Acción fordert das Europäische Parlament auf, Druck auf die 

Regierung des Königreichs Spanien und auf die andalusischen Behörden auszuüben, damit 

diese dringend und wirksam Maßnahmen umsetzten, um die unaufhaltsame Schädigung der 

Wasserkörper und der Naturgebiete um Doñana, von denen das Fortbestehen von Doñana 

mittel- und langfristig abhänge, mit allen Mitteln zu verhindern. Die Umsetzung der in den 

verschiedenen Plänen für das Gebiet vorgesehenen Maßnahmen sei mittlerweile unbedingt 

erforderlich, und es dürfe keine zeitlichen Verzögerungen mehr geben. Es gehe dabei unter 

anderem um folgende Punkte: 

– Schließung der illegalen Entnahmen und Kontrolle der Wasserentnahmen, wodurch gemäß 

Schätzung im aktuellen Wasserbewirtschaftungsplan bis zu 325 hm3 eingespart werden 

könnten. 

– Verringerung der Beanspruchung der Grundwässer. 

– Einstellung des illegalen Anbaus. 

– Keine Umsetzung der geplanten Wasserweiterleitung. 

– Revision der Einräumung von Rechten zur Nutzung von Grundwasser für bestehende 

Bewirtschaftungen. 

– Erhöhung der Anzahl der Wasseraufsichten mithilfe von Fernwirktechnik und Fernerkundung 

mit dem Ziel, dass sich die Bewirtschaftungen an die Wassernutzungsrechte und 

entsprechenden Genehmigungen hielten. 

– Offizielle Erklärung der übermäßigen Nutzung des Grundwasserspeichers und 

Verabschiedung eines Rahmenplans für Wasserentnahmen. 
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Er verweist auf Ziffer 2.2.3 Absatz 83 der mit Gründen versehenen Stellungnahme zum 

Vertragsverletzungsverfahren 2014/2090 der Europäischen Kommission vom 28. April 2016, 

in der eindeutig bestätigt werde, dass der Zustand des Grundwasserspeichers im 

Zeitraum 2015/2016 gemäß den Berichten der Confederación Hidrográfica del Guadalquivir 

allgemein besorgniserregend gewesen sei. Der Widerspruch zwischen den Angaben der 

Europäischen Kommission und den dem Wasserausschuss des Rates für die Teilhabe an 

Doñana übermittelten Daten zeige deutlich die Unangemessenheit der Arbeitsweise der für das 

Wasser in Doñana verantwortlichen Stellen. In Anbetracht dieses Widerspruchs sei die 

Vereinigung der Auffassung, dass das Europäische Parlament die Europäische Kommission 

auffordern müsse, wegen eindeutiger und anhaltender Verstöße gegen die Leitlinien zum 

Schutz des Nationalparks Doñana vor dem Gerichtshof der Europäischen Union ein 

Sanktionsverfahren gegen das Königreich Spanien einzuleiten. 

Freitag, 21. September 2018 – Madrid 

Treffen mit den Verantwortlichen des Ministeriums für den ökologischen Übergang und der 

Confederación Hidrográfica del Guadalquivir 

Der Delegationsleiter Pál Csáky bedankt sich und bringt die konstruktive Grundhaltung 

während des Besuchs sowie seinen Wunsch zum Ausdruck, die Probleme im Zusammenhang 

mit dem Umweltschutz in Doñana besser zu verstehen: die Wasserwirtschaft, das Problem der 

illegalen Brunnen und den Schutz von Doñana in Anbetracht der Industrietätigkeit und 

Gasaktivitäten. Er führt zudem aus, dass er hoffe, dass die Dialoge mit den verschiedenen 

Behörden und die in den vergangenen Tagen unternommen Besuche in Sevilla und Doñana der 

Delegation helfen würden, angemessene Empfehlungen zu erarbeiten. 

 José Domínguez Abascal, Staatssekretär für Energie 

Er erläutert, dass „Nationalparks“ ein eigenständiges Organ innerhalb der Zentralregierung 

darstelle, das den Nationalpark Doñana jedoch nicht direkt verwalte, denn dafür sei unmittelbar 

die Regionalregierung von Andalusien zuständig (der Staat sei lediglich Eigentümer des 

Grundstücks „Las Marismillas“). 

Für den Nationalpark Doñana gelte der höchstmögliche Schutz, er sei 1969 kraft Gesetzes 

eingerichtet worden und verfüge über eine sehr leistungsfähige Verwaltung im Rahmen des 

Nutzungs- und Bewirtschaftungsplans des Nationalparks Doñana. Das Ministerium organisiere 

lediglich allgemeine Aktivitäten zwischen den verschiedenen Nationalparks. 

 Manuel Menéndez Prieto, Ministerialdirigent für Wasser 

Er erläutert, dass das Ministerium für die Wasserwirtschaft zuständig sei, da der Fluss 

Guadalquivir durch mehrere Autonome Gemeinschaften fließe, daher werde sein 

Wassereinzugsgebiet von der Confederación Hidrográfica del Guadalquivir verwaltet und falle 

unter die Wasserrahmenrichtlinie. Derzeit sei der Wasserbewirtschaftungsplan 2016-2021 in 

Kraft, und der darauffolgende Plan 2022-2027 werde aktuell erarbeitet. 

Im Zusammenhang mit den Maßnahmenprogrammen des Wasserbewirtschaftungsplans für den 

Guadalquivir in der zweiten Phase und dem Aktionsprogramm im Rahmen des Sonderplans zur 

Nutzung der Bewässerungsgebiete im Norden der „Corona Forestal“ in Doñana habe man 
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zahlreiche Maßnahmen zur Umsetzung der europäischen, nationalen und regionalen 

Rechtsvorschriften vorgesehen und angestoßen. Es könnten festgehalten werden: 

a) Maßnahmen zur Verringerung der Wasserentnahmen: 

– Übernahme des Grundstücks „Cortijo Los Mimbrales“ durch die spanische Regierung 

(Investition: 50 Mio. EUR) in der „Corona Forestal“ von Doñana mit dem Ziel, den 

mengenmäßigen Zustand des Grundwasserkörpers „La Rocina“ zu verbessern, wobei es sich 

um Wasserentnahmerechte für ein Volumen von 6,8 hm³ pro Jahr in Bezug auf das 922 Hektar 

große Grundstück gehandelt habe. Diese Maßnahme sei 2015 abgeschlossen worden, und das 

umliegende Gebiet habe eine erhebliche Verbesserung der Grundwasserspiegel erfahren. 

– Abschluss der Arbeiten zur Konsolidierung und Verbesserung der Bewässerungsflächen von 

„El Fresno“ im Jahr 2015 im Zusammenhang mit der Infrastruktur zur Weiterleitung von 

4,99 hm³ an Oberflächenwasser pro Jahr aus der benachbarten Flussgebietseinheit Tinto, Odiel 

und Piedras. Durch die Umsetzung dieser Maßnahme zusammen mit der Ausstellung einer 

Genehmigung im September 2018 hätten mehr als 300 Brunnen geschlossen und durch 

hochwertiges Oberflächenwasser ersetzt werden können. Die weitergeleitete Wassermenge 

könne, nachdem der Kongress diese neue, im Wasserbewirtschaftungsplan vorgesehene 

Maßnahme kürzlich berücksichtigt habe, auf bis zu 15 hm³ erhöht werden. 

– Ersetzung des Grundwassers durch Oberflächenwasser in dem Gebiet „Los Hatos“ 

(„Marismas“): Es würden aktuell mehrere Anschlüsse zum Fluss Guadiamar entwickelt, mit 

denen die Grundwasserentnahmen in dem Gebiet reduziert werden könnten, das eines der 

Gebiete mit dem größten Rückgang des Grundwasserspiegels darstelle. 

b) Maßnahmen zur Kontrolle und Überwachung: 

– Überwachung der Bewässerungen mithilfe von Satellitenbildern (Fernerkundung) in Echtzeit, 

sodass die Maßnahmen der Wasseraufsicht entsprechend ausgerichtet und priorisiert werden 

könnten. 

– Überwachung der Grundwasserspeicher mit insgesamt 273 Beobachtungsrohren. In den 

Grundwasserspeichern im Gebiet Doñana gebe es damit mehr Beobachtungsrohre als in den 

55 km² des übrigen Wassereinzugsgebiets (208). 

c) Verwaltungsmaßnahmen: 

– 2017 habe die CHG insgesamt 668 Kontrollen durchgeführt, die 359 Beschwerdeprotokolle 

und 107 Verfahren wegen Verstößen gegen das Wassergesetz angestoßen hätten. 2018 seien 

937 Kontrollen durchgeführt worden, die zu 328 Beschwerdeprotokollen und 86 Berichten 

geführt hätten. 

– Von 2017 bis 2018 seien 276 Bußgelder verhängt worden, viele davon auf Grundlage von 

Maßnahmen, die in den Jahren zuvor durchgeführt worden seien. 

– Revision der Einräumung von Rechten zur Nutzung von Grundwasser für bestehende 

Bewirtschaftungen. Es seien 315 Fälle überprüft worden. Erarbeitung einer Zählung der 

Wasserentnahmen. 
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– Ausarbeitung eines Jahresplans für Entnahmen aus dem Wasserkörper „La Rocina“ in 

Zusammenarbeit mit dem IGME sowie unter Anwendung der Verfügung des 

Wasserbewirtschaftungsplans und des Sonderplans zur Nutzung der Bewässerungsgebiete im 

Norden der „Corona Forestal“ in Doñana der Regionalregierung von Andalusien. Dieser Plan 

werde jährlich ausgearbeitet, und es werde darin festgelegt, welche Wassermenge maximal 

entnommen werden dürfe. 

– Es werde die Ausweitung des Plans auf die anderen beiden Wasserkörper („Almonte“ und 

„Marismas“) nach deren Einstufung als „gefährdete Wasserkörper“ geprüft, die keinen guten 

mengenmäßigen Zustand erreichten (das alte Bild einer übermäßigen Nutzung), wobei in 

diesem Rahmen entsprechende Nutzergemeinschaften eingerichtet würden, so wie es in 

Artikel 56 des Wassergesetzes vorgesehen sei. 

d) Forschungsmaßnahmen und Maßnahmen zur Erweiterung von Kenntnissen: 

– Hydrogeologische Forschungsprojekte in Zusammenarbeit mit dem IGME und der 

Universität Pablo de Olavide. Hierzu gehöre auch die Entwicklung eines mathematischen 

Modells zur Unterstützung der Verwaltung im Umkreis der „Corona Forestal“ im Norden von 

Doñana und diverse Überwachungsaktionen, insbesondere im Umkreis des Lagunenkomplexes 

des Nationalparks. 

– Überwachung der Lagunen von Doñana mithilfe von Satellitenbildern. Die CHG habe eine 

Studie zur Entwicklung der Lagunen von 1984 bis heute erstellt. 

 Sergio López, Regierungsbeauftragter für Kohlenwasserstoff und Energie 

Er erläutert, dass Spanien nicht über ausreichend Kohlenwasserstoff verfüge, und dass seit 1988 

in „Marismas“ Gas gefördert werde. Das Problem bestehe im Hinblick auf mögliche 

Veränderungen auf dem Markt und die Begrenzung der Auswirkungen auf die Verbraucher, 

weshalb eine Lagerung von Gas in „Marismas“ in Betracht gezogen worden sei. Die Projekte 

beinhalteten unabhängige und undurchlässige Konstruktionen. Der Standort „Marismas 

Occidental“ sei 2011 per Königlichem Erlass eingerichtet worden und verfüge über eine 

Kapazität von 1 600 Megawatt pro Stunde; es handele sich um einen kleinen Speicher, der 

jedoch Auswirkungen auf den Gasmarkt habe. Die vier Gasprojekte von Doñana seien 2006 

und 2007 gemeinsam eingereicht worden, 2010 sei die Umweltverträglichkeitserklärung für das 

Projekt „Marismas Occidental“ ausgestellt worden und 2013 die für die anderen drei Projekte. 

Die Umweltverträglichkeitserklärungen entsprächen der geltenden Gesetzgebung und seien 

positiv. 

Pál Csáky wirft ein, dass es möglicherweise nicht optimal gewesen sei, dass die vier Projekte 

unabhängig voneinander bewertet worden seien, und dass zudem die seismische Aktivität im 

Zusammenhang mit dem Projekt nicht bewertet worden sei. Da die andalusische Bevölkerung 

gegen das Projekt sei, sei Doñana vielleicht nicht der für die Ausführung des Projekts am besten 

geeignete Ort. Er fragt, ob die Möglichkeit in Erwägung gezogen werde, eine gemeinsame 

Bewertung der vier Projekte vorzunehmen und die mögliche Seismizität in dem Gebiet darin 

aufzunehmen. 

Der Regierungsbeauftragte für Kohlenwasserstoff und Energie antwortet, dass die Seismizität 

bei der Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung im Jahr 2008 nicht berücksichtigt 

worden sei, der Projektträger im Nachhinein jedoch seismische Studien vorgelegt habe. 



 

PE632.130v03-00 30/39 CR\1180392DE.docx 

DE 

Zwischen 2010 und 2013 habe es keinen Widerspruch der Öffentlichkeit und praktisch keine 

Argumente gegen das Projekt gegeben, das sich zu der Zeit in der Genehmigungsphase 

befunden habe. Es seien Studien zur Seismizität eingereicht worden, tatsächlich seien in 

„Marismas Occidental“ Seismografen aufgestellt, und die Protokolle zur Seismizität seien vom 

IGME validiert worden. Es sei ein Ausschuss aus Vertretern des Staates und der 

Regionalregierung von Andalusien eingesetzt worden, um die Streitigkeiten über die 

Umweltverträglichkeitsprüfungen beizulegen. 

Miltiadis Kyrkos wirft ein, dass die Regierung in Doñana Maßnahmen umsetzen müsse, dass 

die Lagunen trocken seien und dass sich dies auf die biologische Vielfalt, die Arten, auswirke, 

dass Doñana sterbe, es regne nicht, und die illegalen Brunnen seien weiterhin in Betrieb. In 

Bezug auf das Gas betont er, dass die Behörden den Projekten grünes Licht erteilt hätten, aber 

sowohl die Petenten als auch die Experten dagegen seien und eine andere Meinung verträten. 

Hinzu komme, dass auch der Bürgerbeauftragte den Aussagen des Unternehmens 

widerspreche. 

Der Ministerialdirigent für Wasser antwortet, dass sich der Wasserspiegel des 

Grundwasserspeichers durch die umgesetzten Maßnahmen (Schließung von illegalen Brunnen, 

stärkere Kontrolle und Erwerb von Grundstücken) und die Kontrolle der Wasserentnahmen aus 

legalen Brunnen verbessert habe. 

 Antonio Carlos Ramón Guinea, Präsident der Confederación Hidrográfica del 

Guadalquivir (CHG) 

Er erklärt, dass sich die Wasserwirtschaft in Doñana nach dem Jahresplan für Entnahmen der 

CHG richte, in dem die Wassernutzung und die Weiterleitung von Oberflächenwasser geregelt 

seien. Der Wasserkörper von „La Rocina“ weise den schlechtesten Zustand auf. Mit der 

Ausweitung der Überwachung, den Kontrollen und der Aufstockung der Mittel würden die 

Schließung der illegalen und die Regulierung der bestehenden Brunnen ermöglicht. Man werde 

die Effizienz der Bewässerungen verbessern. Die Landwirte würden mit Oberflächenwasser 

(über Leitungen aus dem Wassereinzugsgebiet des Tinto und Odiel) als Alternative zum 

Grundwasser versorgt. Er räumt jedoch ein, dass man diese Situation vor dem Hintergrund der 

sozialen Lage sehen müsse, sie sei günstig für eine ordentliche Wirtschaftstätigkeit. 

Florent Marcellesi fragt, inwieweit das Gasprojekt den Ideen der Ministerin entspreche, ob es 

keine möglichen Alternativen für die Lagerung von Gas gebe, und ob die möglichen 

Ausgleichszahlungen im Falle einer Kursänderung in Bezug auf das Projekt berücksichtigt 

würden, denn das Gasunternehmen hätte in diesem Fall 350 Mio. EUR verloren. In Bezug auf 

das von der Europäischen Kommission zum Problem der Wasserwirtschaft in Doñana 

eingeleitete Vertragsverletzungsverfahren fragt er, ob den Empfehlungen der Kommission 

gefolgt worden sei, denn das Problem sei die Umgebung des Parks, deren Situation sich mittel- 

und langfristig negativ auf den Nationalpark auswirke. 

Der Staatssekretär für Energie antwortet, dass sein Ministerium, würde heute die Genehmigung 

eines Gasspeichers in diesem Licht geprüft, diese nicht in Betracht ziehen würde. Zur Zeit 

dieser Gasplanung habe die erneuerbare Energie noch in den Kinderschuhen gesteckt. Der sich 

daraus ergebende Standpunkt der Regierung müsse jedoch mit Rechtssicherheit und 

Gewissenhaftigkeit in dem zu übernehmenden Standpunkt geklärt werden. 
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Der Regierungsbeauftragte für Kohlenwasserstoff und Energie antwortet, dass die Gasprojekte 

2006 aus 16 einzelnen Projekten bestanden hätten, die in vier Projekte gebündelt worden seien; 

diese seien gleichzeitig bewertet und nicht mehr geändert worden. Wären sie geändert worden, 

wäre eine neue Umweltverträglichkeitserklärung erforderlich. 

Der Ministerialdirigent für Wasser antwortet in Bezug auf das Vertragsverletzungsverfahren 

zur übermäßigen Nutzung des Grundwasserspeichers von Doñana, dass das 

Aufforderungsschreiben eingegangen sei; es habe eine mit Gründen versehene Stellungnahme 

gegeben, auf die das Ministerium geantwortet habe. 

Wichtig sei jedoch, zu sehen, wie der Grundwasserspeicher gemäß den Angaben des IGME 

funktioniere, und anhand dieser Daten im Rahmen des Jahresplans für Entnahmen der 

Confederación (dieser beziehe sich auf „La Rocina“ und werde auf „Almonte-Marismas“ 

ausgeweitet) einen Höchstwert für die Wasserentnahme festzulegen. Im folgenden 

Wasserbewirtschaftungsplan seien die Einrichtung einer Bewässerungsgemeinschaft in 

„Almonte-Marismas“ sowie die Quantisierung der Wasserentnahmen und ihrer Auswirkungen 

vorgesehen. Es würden Prüfungen im Wassereinzugsgebiet des Guadalquivirs in Doñana 

durchgeführt. 

Pál Csáky fragt nach einer Neuzählung der illegalen Brunnen. Die Vertreter antworten, dass 

das Ministerium die illegalen Brunnen schließen wolle, dies jedoch schwierig sei, da die 

Sanktionen von der CHG ausgingen, und dass die Genehmigungen zur Wasserentnahme 

überprüft werden müssten. Das Ministerium wolle die Sorge- und Aufsichtstätigkeiten künftig 

ausweiten und Beobachtungsrohre zur Kontrolle der Brunnen einsetzen. Es setze sich dafür ein, 

dass sich die Wasserkörper erholten. Es gebe alternative Ressourcen für die Landwirtschaft, 

zum Beispiel Oberflächenwasser. Die Tätigkeiten des Menschen müssten sich an den 

Umweltschutz anpassen. 

Der Staatssekretär für Energie antwortet, dass das Ministerium im Sinne des allgemeinen 

Interesses handele und zusammen mit der Regionalregierung und dem 

Landwirtschaftsministerium Maßnahmen in Bezug auf die diffuse Verschmutzung durch 

Nitrate ergriffen würden. In Bezug auf den Wasserstand des Grundwasserspeichers weist er 

darauf hin, dass der Wasserspiegel den klimatischen Verhältnissen entspreche und sich 

verbessere. Das Wasser in den Lagunen gehe insgesamt zurück, die Gründe dafür seien die 

Zunahme der Waldvegetation in der Umgebung und eine stärkere Verdunstung infolge des 

Temperaturanstiegs. Auch der Klimawandel habe Auswirkungen auf Doñana. 

Im Hinblick auf die Studie zur Seismizität erklärt er, dass das Unternehmen diese zwar 

vorgelegt habe, durchgeführt worden sei sie aber vom IGME. Schließlich würde das Gasprojekt 

heute vielleicht nicht mehr genehmigt werden, aber diese Situation müsse mit größtmöglicher 

Rechtssicherheit geklärt werden. 

Der Delegationsleiter Pál Csáky bedankt sich und bringt die konstruktive Grundhaltung 

während des Treffens sowie seinen Wunsch zum Ausdruck, die Probleme im Zusammenhang 

mit der Wasserwirtschaft in Doñana und die Auswirkungen des Gasprojekts auf die Umwelt im 

Park besser zu verstehen. Er erläutert, dass diese Dialoge und die in den vergangenen Tagen 

unternommen Besuche des Nationalparks Doñana sowie die Treffen mit den Petenten und 

verschiedenen Behörden der Delegation helfen würden, angemessene Empfehlungen zu 

erarbeiten. 
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Allgemeine Anmerkungen 

Während des Besuchs stellte die Delegation fest, dass zwischen den Petenten und den 

zuständigen Behörden ein fruchtbarerer Dialog erforderlich ist und das Vertrauen 

wiederhergestellt werden muss. Generell gaben die Behörden, Landwirte, Bauernverbände und 

die Confederación Hidrográfica del Guadalquivir an, dass die Situation des 

Grundwasserspeichers den Bestimmungen der Wasserrahmenrichtlinie entspreche und er dabei 

sei, sich zu erholen; die Petenten und Wissenschaftler behaupteten das genaue Gegenteil. 

Darüber hinaus wiesen Letztere auf mögliche Verstöße gegen die Habitat- und die 

Vogelschutzrichtlinie hin, die sich im Zusammenhang mit der vier Jahre lang in ganz Spanien 

herrschenden Dürre in der Verknappung von Oberflächenwasser sowie in der Verunreinigung 

und des schlechten Zustands der Wasserkörper manifestierten und sich auf verschiedene Orte 

des Netzes „Natura 2000“ auswirkten.  

Der Besuch hat die Wasserknappheit im Süden Spaniens aufgezeigt, dessen Ursachen im 

Klimawandel, im Tourismus und im Bewässerungsbedarf liegen. Um die dringende 

Wiederherstellung des Grundwasserspeichers sicherzustellen, müssen weiterhin angemessene 

Maßnahmen ergriffen werden. So müssen etwa die Wasserentnahmen stark eingeschränkt und 

dürfen nur legale Bohrungen geduldet werden. 

Die Wissenschaftler haben gezeigt, wie sich die Nutzung des Grundwasserspeichers in Doñana 

auf den Rückgang der natürlichen Arten auswirkt, und mögliche Maßnahmen zur 

Abschwächung dieser Auswirkungen auf den Nationalpark vorgeschlagen, dessen Fläche durch 

die Habitat- und die Vogelschutzrichtlinie sowie das Übereinkommen von Ramsar über 

Feuchtgebiete geschützt ist und ein UNESCO-Biosphärenreservat darstellt. Die verschiedenen 

beteiligten Parteien (Wissenschaftler, Fachleute und Umweltschützer) wiesen auf folgende 

Probleme in Bezug auf den Grundwasserspeicher von Doñana hin: illegale Brunnen und 

Verunreinigung des Wassers. In diesem Zusammenhang wurden in dem neuesten Bericht der 

UNESCO die bereits unternommenen Anstrengungen anerkannt. 

Während des Besuchs prüfte die Delegation aufmerksam das Projekt zum Bau einer 

Gasrohrleitung und zur Lagerung von Gas in Doñana, das die folgenden vier Teilprojekte 

umfasst: „Aznalcázar“, „Marismas Oriental“, „Marismas Occidental“ und „Saladillo“. Die 

Delegation hat Stellungnahmen der lokalen Verwaltung und bestimmter Organisationen 

erhalten, in denen infrage gestellt wird, ob eine angemessene Prüfung der Synergieeffekte und 

kumulativen Auswirkungen der vier Projekte auf die Umwelt und insbesondere auf die Gebiete 

des Netzes „Natura 2000“ durchgeführt worden ist. Außerdem wurden der Delegation 

gegenüber Vermutungen geäußert, dass die Studien zur Seismizität in dem Gebiet, auf das sich 

das Projekt bezieht, verspätet vorgenommen und bei der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 

berücksichtigt wurden. 

In Anbetracht der Auswirkungen des Gasprojekts auf die Naturumgebung von Doñana hält die 

Delegation zugunsten des Erhalts eines einzigartigen Ökosystems die Anwendung des 

Vorsorgeprinzips und daher eine ganzheitliche, gemeinsame Prüfung der vier Gasprojekte für 

erforderlich, die auch eine seismische Bewertung umfasst. Dadurch würde die notwendige 
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Analyse der kumulativen Auswirkungen und Synergieeffekte des Projekts in seiner Gesamtheit 

gestärkt. 

Die Delegation ist sich zudem bewusst, dass, um die Situation rückgängig zu machen, das 

Verfahren respektierende Maßnahmen mit größtmöglicher Rechtssicherheit und rechtlichen 

Garantien für die betreffenden Parteien geprüft werden müssten. 

Die Delegation erklärte, dass die Mitgliedstaaten die Rechtsvorschriften der Union umsetzen 

und anwenden müssen, und dass Probleme zunächst auf lokaler, regionaler oder nationaler 

Ebene im Wege des Dialogs und der Zusammenarbeit zwischen Regierungen und Bürgern 

angegangen werden müssen. 

Empfehlungen 

Der Petitionsausschuss 

1. weist darauf hin, dass Doñana aufgrund seiner strategischen Lage über eine einzigartige 

biologische Vielfalt verfügt, zu den größten Naturgebieten Europas zählt und eine Vielzahl 

verschiedener Ökosysteme mit einer reichen Fauna und Flora beherbergt, darunter auch 

stark gefährdete Arten wie den Kaiseradler, den Pardelluchs und die maurische 

Landschildkröte, und jedes Jahr von Millionen von Vögeln auf ihrer Zugroute genutzt wird; 

2. ist der Ansicht, dass das System der Wasserbewirtschaftung unter Berücksichtigung 

ökologischer, sozialer und wirtschaftlicher Anforderungen in Spanien weiter umgesetzt 

werden sollte und dass dabei jede mögliche Verteilung der Wassernutzung von der 

Erfüllung der Umweltanforderungen der Wasserrahmenrichtlinie und des 

Wasserbewirtschaftungsplans für den Guadalquivir abhängig gemacht werden sollte, wie 

es derzeit der Fall ist; 

3. fordert, dass die Europäische Kommission über die jüngsten Fortschritte bezüglich der 

Petitionen Nr. 0907/2009, 0051/2013, 0085/2013, 0257/2013 und 0260/2018 sowie aller 

offenen Beschwerden berichtet, die die Nutzung des Grundwasserspeichers von Doñana 

sowie die Gasprojekte in diesem Gebiet betreffen, da dringend weitere Lösungen zur 

Verringerung der Belastungen der Ökosysteme erarbeitet werden müssen, um eine 

Verschlechterung des Zustands von Doñana zu verhindern und so die Vereinbarkeit mit 

einem nachhaltigen Landwirtschaftsmodell herzustellen und die wirtschaftliche und 

soziale Entwicklung der Region zu fördern; 

4. fordert, dass die Kommission die Situation in Doñana im Zuge des folgenden Berichts zur 

Anwendung der Wasserrahmenrichtlinie genau überwacht, wie es durch die Confederación 

Hidrográfica del Guadalquivir bereits geschieht; fordert, dass die Kommission überwacht, 

in welcher Form die europäischen Rechtsvorschriften im Zusammenhang mit dem 

Wasserbewirtschaftungsplan für den Guadalquivir in der zweiten Phase umgesetzt werden; 

5. fordert die nationalen Behörden auf, ihre Zusammenarbeit mit regionalen und lokalen 

Behörden, nichtstaatlichen Organisationen, Wissenschaftlern, Landwirten, Vertretern 

berufsständischer Organisationen des Agrarsektors und der Zivilgesellschaft fortzusetzen 

und mit ihnen in konstruktiven Dialog zu treten, um den aktuellen bedeutenden 



 

PE632.130v03-00 34/39 CR\1180392DE.docx 

DE 

Aktionsplan (wie im letzten Bericht der UNESCO 2016 anerkannt), ganzheitlich und 

durchführbar zu gestalten und darin die für die dringende Wiederherstellung des 

Grundwasserspeichers erforderlichen Maßnahmen zu verankern; 

6. bedauert, dass von den lokalen Behörden als Waldgebiet eingestuftes Land unter anderem 

für den Anbau von Erdbeeren freigegeben ist und dass ohne Genehmigung Brunnen 

gebohrt werden; fordert, dass alle zur Unterbindung solcher Praktiken erforderlichen 

Maßnahmen ergriffen werden; 

7. fordert die nationalen, regionalen und lokalen Behörden sowie die Confederación 

Hidrográfica del Guadalquivir auf, ihre Zusammenarbeit fortzusetzen und auf die 

Schließung aller illegalen Brunnen hinzuwirken und den aktuellen irregulären 

Wasserentnahmen unverzüglich ein Ende zu setzen; fordert neben dieser vorsorglichen 

Maßnahme die Unterbindung der Nutzung unerlaubter Infrastrukturen (Anschlüsse an 

Bäche, Lagunen) durch den sofortigen Abbau dieser Infrastrukturen; fordert den Schutz 

der Inspektoren sowie die Stärkung ihrer Arbeit durch eine Aufstockung der vorhandenen 

materiellen und personellen Ressourcen; fordert mehr Sicherheit und eine stärkere Präsenz 

von Sicherheits- und Polizeikräften sowie die Einleitung entsprechender 

Sanktionsverfahren gegen die Eigentümer dieser Infrastrukturen; 

8. fordert die nationalen Behörden auf, die Umleitung von 19,9 Kubikhektometer Wasser aus 

dem Wassereinzugsgebiet von Tinto, Odiel und Piedras in das Wassereinzugsgebiet des 

Guadalquivir wie im Oktober 2018 von den Cortes Generales genehmigt umzusetzen und 

die Arbeiten für die genannte Umleitung auszuführen; 

9. fordert die Kommission und das Europäische Parlament auf, wie 2016 durch die UNESCO 

bereits geschehen, den Anstrengungen und der sorgfältigen Überwachung des 

Grundwasserzustands durch die Verwaltung Rechnung zu tragen und sie anzuerkennen; 

weist auf den 2014 von der Regionalverwaltung ausgearbeiteten und verabschiedeten 

Sonderplan für die im Waldgebiet von Doñana gelegenen Bewässerungsgebiete hin, sowie 

auf den Wasserbewirtschaftungsplan 2017 der Confederación Hidrográfica del 

Guadalquivir für den Fluss Guadalquivir und die Flussgebietseinheit Tinto, Odiel und 

Piedras und ferner auf die aktuelle „Risikoerklärung“ dieser Behörde, mit der die 

Kontrollmaßnahmen weiter gestärkt werden; 

10. fordert die zuständigen Behörden sowie die Gemeindeverwaltungen, 

Umweltschutzorganisationen, Landwirte und Bauernverbände in der Region auf, für die 

Einhaltung des Sonderplans zu sorgen und neue Zuwächse, die den Sektor und das Image 

der Landwirtschaft in Doñana gefährden, anzuzeigen; 

11. fordert die Verabschiedung und Anwendung eines Plans für Entnahmen aus dem 

Grundwasserspeicher; fordert die Feststellung des Wasserbedarfs der Ökosysteme in 

Doñana zur Erreichung der zuvor für das Schutzgebiet festgelegten Erhaltungsziele; fordert 

die Vereinfachung der Anwendung des Plans; fordert die Zuweisung von Mitteln aus dem 

Plan für die Entwicklung des ländlichen Raums in Andalusien für die Verbesserung der 

Bewässerungsverfahren der Landwirte; fordert außerdem die Entwicklung von 

Haushaltslinien für staatliche Beihilfen zur Förderung der Anwendung 

umweltverträglicher Systeme; 

12. fordert, dass die Reinigung des Wassers, das nach Doñana fließt, verbessert und die diffuse 
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Verschmutzung aufgrund der Landwirtschaft und Industrie verringert wird; weist darauf 

hin, dass nicht die gesamte Landwirtschaft in der Region Huelva eine Bedrohung für den 

Naturpark Doñana darstellt, die illegale und unkontrollierte Wasserentnahme hingegen 

schon; erachtet es als äußerst wichtig, die Wasserknappheit durch Unterbindung der 

illegalen und unkontrollierten Wasserentnahme zu bekämpfen und Landwirte mit den für 

die Anpassung an die Herausforderungen des Klimawandels erforderlichen Mitteln und 

Technologien auszustatten, wobei die Wahrung der ökologischen Nachhaltigkeit der 

Region mit der wirtschaftlichen Entwicklung in Einklang stehen sollte; fordert, dass eine 

ordnungsgemäße Reinigung und laufende Kontrollen des Wassers, das nach Doñana fließt, 

sichergestellt werden; stellt mit Sorge fest, dass die zu behandelnde Wassermenge die 

vorhandene Kapazität der Wasseraufbereitungsanlage insbesondere in den 

Sommermonaten übersteigt; fordert die Kommission auf, einen Sonderplan für die 

Nachhaltigkeit und den Erhalt des Naturparks Doñana und seiner Umgebung auf den Weg 

zu bringen;  

13. fordert eine Verbesserung der Wasserbewirtschaftung in Doñana sowie der Koordinierung 

zwischen den Behörden; fordert eine Bewirtschaftung auf wissenschaftlichen und 

technischen Grundlagen sowie eine aktive Einbeziehung der Öffentlichkeit in die 

Entscheidungsfindung, also der Umweltschutzverbände, der lokalen Bevölkerung, der 

rechtmäßig tätigen Landwirte sowie der Vertreter berufsständischer Organisationen des 

Agrarsektors und der Wassernutzer, sodass diese zu Teilhabern sowohl an dem Wert, den 

Doñana und seine Ökosysteme für die eigene Lebensqualität und die Wirtschaftstätigkeit 

in dem Gebiet bieten – wobei die strengen Kriterien für die ökologische Nachhaltigkeit 

gemäß den EU-Grundsätzen der Vorsorge und Vorbeugung stets einzuhalten sind –, als 

auch an der Verbesserung der Bewirtschaftung sowie an der Verringerung der Belastungen 

werden; 

14. weist darauf hin, dass der Klimawandel den Rückgang der Wasserressourcen von Doñana 

zusätzlich verstärkt und dass die Bekämpfung des Klimawandels zu den größten 

Herausforderungen der Zukunft gehört; fordert die Kommission auf, Notfallpläne zur 

Vorbeugung gegen die Folgen des Klimawandels bzw. zu ihrer Verlangsamung 

einzuführen; fordert die Kommission auf, Forschungsprojekte über die Nachhaltigkeit der 

Wasserressourcen in Südeuropa zu fördern und zu stärken, wie beispielsweise die im 

Rahmen von Horizont 2020 geschaffene Initiative PRIMA, die unter Horizont Europa 

weitergeführt werden soll; 

15. fordert die kommunalen, regionalen und nationalen Behörden auf, gemeinsam mit der EU 

einen Vorsorge- und Regenerierungsplan für den Naturpark Doñana mit dem Ziel der 

Verbesserung seiner natürlichen Ressourcen und seines Erhalts auf den Weg zu bringen; 

16. fordert die für das Gasprojekt in Doñana zuständigen Behörden auf, eine ganzheitliche, 

gemeinsame Prüfung der vier Gasprojekte („Saladillo“, „Marismas Occidental“, 

„Marismas Oriental“ und „Aznalcázar“) vorzunehmen, die auch eine seismische 

Bewertung umfasst, sowie eine notwendige Analyse der kumulativen Auswirkungen und 

Synergieeffekte des Projekts in seiner Gesamtheit; fordert die zuständigen Behörden auf, 

zugunsten des Erhalts dieses einzigartigen Ökosystems das Vorsorgeprinzip anzuwenden; 

betont, dass rechtliche Verfahren respektierende Maßnahmen geprüft werden müssen, die 

den betreffenden Parteien größtmögliche Rechtssicherheit und rechtliche Garantien bieten. 
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17. äußert sich zutiefst besorgt darüber, dass eine teilweise Genehmigung für die Entwicklung 

eines privaten Projekts zur Speicherung von Erdgas im Untergrund von Doñana erteilt 

wurde, ohne eine ganzheitliche und vollständige Umweltverträglichkeitsprüfung 

einschließlich einer seismischen Bewertung und einer gemeinsamen 

Verträglichkeitsprüfung anzufordern; weist darauf hin, dass das Projekt nicht in vier 

verschiedene Teilprojekte aufgespalten werden darf, um eine Bewertung ihrer 

gemeinsamen Auswirkungen zu umgehen; fordert die Kommission auf, das gesamte 

Dossier zu prüfen und schriftlich darüber Bericht zu erstatten, ob es angemessen ist, die 

Umweltverträglichkeitsprüfungen in vier einzelnen Teilen vorzulegen und das Verfahren 

in vier Teilprojekte aufzuspalten, anstatt den kumulativen Auswirkungen der 

Gesamtrisiken Rechnung zu tragen, und zu ermitteln, ob bei diesen Prüfungen die 

seismischen Gesamtrisiken bewertet werden; fordert die Kommission auf, dem Bericht des 

CSIC, dem Bericht des Bürgerbeauftragten von Andalusien und dem vom Geologischen 

Institut von Spanien angefertigten Bericht Rechnung zu tragen; ist der Auffassung, dass 

unter solchen Umständen keine positive Umweltverträglichkeitserklärung für das Projekt 

hätte abgegeben werden dürfen, und fordert, diese zurückzuziehen; 

18. fordert die zuständigen Behörden auf, wie in Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung vorgesehen, eine gezielte Bewertung vorzunehmen und 

dabei die Kosten aller etwaigen Arbeiten zu internalisieren, die erforderlich wären, um die 

Situation im Falle einer mit der Gasspeicherung zusammenhängenden Katastrophe 

rückgängig zu machen, und einen Bericht über die im Falle von mit dem Gasprojekt 

zusammenhängenden schweren Unfällen bzw. Katastrophen erforderlichen Maßnahmen 

und die zugehörigen Kosten anzufertigen; hebt hervor, dass eine solche Bewertung auf der 

Grundlage einer gemeinsamen Methode für die Einschätzung des Worst-Case-

Katastrophenrisikos erfolgen sollte, dass dabei insbesondere alle Bedrohungen wie 

Erdbeben, Überschwemmungen oder Verunreinigung des Grundwasserspeichers 

einbezogen werden sollten und dass sie eine genaue Aufstellung der ökologischen, sozialen 

und wirtschaftlichen Schäden sowie der geschätzten Kosten einer hypothetischen 

Wiederherstellung enthalten sollte; ist außerdem der Auffassung, dass diese 

Quantifizierung sowohl den immanenten Wert der ökologischen Schäden im Hinblick auf 

die Ökosysteme als auch soziale und wirtschaftliche Schäden – angefangen beim 

Agrarsektor und der Tourismusbranche – umfassen sollte, damit den Behörden ein 

vollständiges Risikoanalysetool an die Hand gegeben wird; 

19. fordert die Kommission auf, angesichts des hohen Mehrwerts des Naturparks Doñana für 

die EU, der potenziellen Risiken, die mit der Förderung und Speicherung von Erdgas 

(durch Injektion) einhergehen, der noch nicht untersuchten möglichen Folgen sowie der 

mit dieser Art von Infrastruktur verbundenen seismischen Risiken, die sich bei dem ähnlich 

gelagerten Vorläuferprojekt „El Castor“ in Spanien gezeigt haben, über die 

Angemessenheit der Anwendung des Vorsorgeprinzips und einer daraus folgenden 

Einstellung der Gasspeicherprojekte zu entscheiden; empfiehlt allen zuständigen 

Behörden, zum Zwecke der sofortigen Aussetzung aller erteilten Genehmigungen 

zusammenzuarbeiten, bis alle im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung 

festgestellten Unregelmäßigkeiten beseitigt sind; fordert die vorübergehende Aussetzung 

dieser Arbeiten und die unverzügliche Einstellung weiterer Schritte im Gasprojekt, damit 

die Einhaltung der EU-Grundsätze der Vorsorge und Vorbeugung sichergestellt wird; 

schlägt vor, die erforderlichen rechtlichen Schritte zur Beendigung des gesamten Projekts 

„Marismas“ einzuleiten; 
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20. ist der Auffassung, dass es sich bei der Infrastruktur zur Speicherung von Erdgas in Doñana 

im energiepolitischen Gesamtzusammenhang und vor dem Hintergrund der 

Zukunftsperspektiven in Spanien um ein veraltetes Projekt handelt; 

21. unterstreicht, dass die Gasspeicheranlage in Doñana nach Aussage des spanischen 

Ministeriums für den ökologischen Übergang nicht mehr als strategisch relevant für das 

Energieversorgungssystem gilt; 

22. fordert den Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und 

Lebensmittelsicherheit des Europäischen Parlaments auf, einen Bericht über die 

Angemessenheit des Projekts zur Förderung und Speicherung (durch Injektion) von 

Erdgas, seine Auswirkungen auf den Naturpark Doñana und die Verträglichkeit des 

Projekts mit dem Park zu erarbeiten; 

23. fordert die Kommission auf, die Verordnung über den Solidaritätsfonds zu überarbeiten, 

damit die natürlichen Ressourcen in den Parks des Netzes „Natura 2000“ mit Blick auf ihre 

Wiederherstellung nach einer Naturkatastrophe wirtschaftlich bewertet werden können; 

weist darauf hin, dass die Umwelt einen ebenso großen sozialen wie wirtschaftlichen Wert 

hat und dass dies bei der Beseitigung von Schäden berücksichtigt werden sollte; weist 

darauf hin, dass ein Teil des Parks im vergangenen Jahr als Folge des Klimawandels durch 

einen Brand zerstört wurde, die Wiederherstellung jedoch ohne Unterstützung aus dem 

ESF erfolgt ist; 

24. fordert die Zuweisung von weiteren EU-Mitteln für den Erhalt von Doñana und allen 

Nationalparks im Rahmen von „Natura 2000“ und Unterstützung bei der Förderung von 

alternativen nachhaltigen Aktivitäten in diesem Gebiet; 

25. fordert die Kommission und das Parlament auf anzuerkennen, dass der Nationalpark 

Doñana nach wie vor eine der Regionen mit der größten biologischen Vielfalt in der EU 

ist, weshalb er den Status als Weltnaturerbe erhalten hat und bei den europäischen 

Bürgerinnen und Bürgern beliebt ist und von ihnen geschätzt wird; 

26. ist der Auffassung, dass angesichts seiner symbolischen Einzigartigkeit und seines Status 

als UNESCO-Weltnaturerbe der Schutz von Doñana eine Frage von allgemeinem Interesse 

ist und dass daher bei Entscheidungen, die sich auf die Zukunft von Doñana auswirken 

könnten, eine angemessene Bewirtschaftung sichergestellt sein muss; betont, dass 

unabhängig von den Kriterien der Rechtssicherheit und der rechtlichen Garantien alle 

betroffenen Parteien ordnungsgemäß informiert werden und rechtzeitig Gelegenheit zur 

echten Teilhabe an der Entscheidungsfindung erhalten müssen; 
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